
1DER HAUPTSTADTBRIEF

18. Jahr | 5 Euro

DER HAUPTSTADTBRIEF 
INFORMATIONS- UND HINTERGRUND-DIENST AUS BERLIN137. Ausgabe | 2016

IS
S

N
 2

19
7-

27
61

David Marsh: Der Brexit ist ein Weckruf – hört ihr ihn?

Udo Di Fabio: Wir brauchen eine Inventur der europäischen Machtverteilung

Dietrich Murswiek: Die EU kann machen, was sie will – keiner hindert sie

Philipp Bagus: Der Fiskalpakt ist nur eine Farce

Jean Asselborn: Ein Versuch zur Verteidigung des europäischen Projekts

Ein Riss geht durch Europa,  
Brüssel verleidet den Bürgern die EU 

Bürokratie hat sie vergrault – mit den Briten verlieren die Deutschen  
ihren Verbündeten gegen den Überstaat selbsternannter Europäer.  

Wer hilft nun beim Projekt EU 2.0 – das Handlung und Haftung wieder zusammenführt 
und die Bürger von der Selbstermächtigung Brüsseler Behörden befreit?

FO
TO

LI
A

/B
LU

ED
ES

IG
N

/H
S

B



2 DER HAUPTSTADTBRIEF

» ICH WILL IMMER 
   DAS BESTE. «

DIRK NOWITZKI VERTRAUT AUF DIE QUALITÄT 
VON BAUERFEIND.
Der Basketballstar weiß, wie wichtig Gesundheit ist. Seit Jahren schwört er deshalb auf die Wir-
kung von Bauerfeind-Produkten. Er trägt die Aktivbandage GenuTrain®. Sie lindert Knieschmerzen, 
stabilisiert das Gelenk und beschleunigt die Heilung. 

Dirk Nowitzki ist Markenbotschafter für das weltweit tätige Familienunternehmen aus Zeulenroda 
in Thüringen. 

BAUERFEIND.COM

bf_hauptstadtbrief_dirk_A4_160210.indd   1 10.02.16   17:37

https://www.bauerfeind.de/


3DER HAUPTSTADTBRIEF

DER HAUPTSTADTBRIEF 137 – Inhalt
	 36	 Diese Form der Einwanderung  

brauchen wir nicht
Thilo Sarrazin: Die Völkerwanderung in die EU  
ist hausgemacht – Gedanken zum gleichnamigen 
Buch von Václav Klaus

	 39	 Neun Thesen zum falschen Umgang  
mit Pegida und AfD
Werner J. Patzelt: Pegida und AfD sind Ausdruck 
desselben Phänomens – wiederholen wir  
also nicht die alten Fehler

	 44	 Mit „links“ ist nichts zu holen 
Manfred Güllner: Die „progressiven Kräfte“  
versagen im Kampf gegen Rechts

	 45	 Auch für Union bringt Linksdrall seit 2013 
herbe Verluste
Die neuesten forsa-Umfragewerte

	 46	 Die Einkommensungleichheit  
in Deutschland nimmt ab
Gabriel Felbermayr: Von einer explosiv 
zunehmenden Ungleichheit kann überhaupt nicht  
die Rede sein. Im Gegenteil

	 51	 Wirtschaft in widrigen Zeiten
Familienunternehmer wollen trotz vielfältiger Risiken 
erfolgreich bleiben

	 54	 Für Pessimismus gibt es keinen Grund
Brun-Hagen Hennerkes: Deutschland blüht –  
also lasst uns Innovationsmangel  
und Wettbewerbsnachteile angehen

	 57	 Ein Kompromiss mit Ergänzungsbedarf
Rainer Kirchdörfer und Bertram Layer:  
Die Eckpunkte und Kanten des neuen Erbschaft-  
und Schenkungsteuerrechts

	 61	 Gemeinsam für die Zukunft Berlins
Volker Hassemer: Die Stiftung Zukunft Berlin 
möchte mit Vertretern aus Politik und Gesellschaft 
Strategien entwickeln

	 65	 Engagierte künstlerische Selbstvertretung
Peter Funken: Der Verein Berliner Künstler  
ist 175 Jahre alt – ein Gespräch  
mit der Vorsitzenden Sabine Schneider

	 5	 Editorial
Detlef Prinz: Das Brexit-Votum ist ein Beweis  
für das Legitimitätsdefizit der EU

	 7	 Der Brexit ist ein Weckruf – hört ihr ihn?
David Marsh: Selbstbestimmung, 
Eigenverantwortung und Entfaltung –  
und nur so viel Europäisierung wie notwendig

	 11	 Wir brauchen eine Inventur  
der europäischen Machtverteilung
Udo Di Fabio: Zeit, das Recht in Europa  
wieder ernst zu nehmen – und es von bürokratischer 
Gängelung zu befreien

	 16	 Die EU schafft einen Mehrwert,  
den kein Mitgliedstaat alleine schaffte
Jean Asselborn: Ein Versuch zur Verteidigung  
des europäischen Projekts

	 20	 Der Fiskalpakt ist nur eine Farce
Philipp Bagus: Man hat die Deutschen  
mit dem Fiskalpakt beruhigt. Doch niemand  
außer ihnen hat vor, ihn zu befolgen

	 24	 Die EU kann machen, was sie will – 
Karlsruhe wird sie nicht daran hindern
Dietrich Murswiek: Das Bundesverfassungsgericht 
weist die Klagen gegen das OMT-Programm  
der EZB zurück

	 26	 Deutsche Außenpolitik  
in einer unruhigen und vernetzten Welt
Frank-Walter Steinmeier: Warum es keine  
vernünftige Alternative zu beharrlicher 
Gesprächsbereitschaft gibt

	 30	 Aus der Migrationskrise lernen heißt,  
die Außengrenzen der EU zu schützen
Angela Merkel: Die EU gelingt,  
wenn wir die Außengrenzen schützen  
und im Inneren Freizügigkeit gewährleisten

	 32	 Impressum

	 34	 Die Kostenseite der Migration
Tobias Zech: Die Folgekosten  
der Massenzuwanderung tragen überwiegend  
die Länder und Kommunen



4 DER HAUPTSTADTBRIEF14480 Potsdam · Porta Möbel Handels GmbH & Co. KG Potsdam · Zum Kirchsteigfeld 4 · direkt neben dem Stern-Center
Tel.: 0331/20085-0 · www.porta.de

Leidenschaft für Möbel und 
Verantwortung für die Region
2008 ist porta mit viel Begeisterung nach Brandenburg gekommen und feiert dieses Jahr somit 
den achten Geburtstag. Die Begeisterung für das Land und der Respekt vor der Leistung der 
Menschen in der Region Brandenburg sind bis heute geblieben!
Als Unternehmensgruppe hat porta im Jahr 2015 das 50-jährige Firmenjubiläum gefeiert. Möbel 
sind portas große Leidenschaft. Gesellschaftliche Verantwortung für die Region zu übernehmen, 
ist elementarer Bestandteil der Werte als Familienunternehmen – heute und in Zukunft. 
Wir fühlen uns in Brandenburg zuhause!

mehr:
möbel

mehr:&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&&
 · TOSCANA RESTAURANT
 ·SEGAFREDO KAFFEEBAR
 ·PORTALINO KINDERCLUB

heißt:

 ·QUALITÄTSMARKEN
 ·STARKE FACHABTEILUNGEN
 ·RIESIGE AUSWAHL
 ·KOMPETENTE BERATUNG
 ·ECHTE PREISVORTEILE
 ·SUPER SERVICE

http://porta.de/


5DER HAUPTSTADTBRIEF

Das Brexit-Votum  
ist ein Beweis für das Legitimitätsdefizit der EU

„Es ist der Ruf nach Subsidiarität: Selbstbestimmung, Eigenverantwortung und Entfaltung 
für Individuen und Nationalstaaten. So viel Selbstbestimmung wie möglich, so viel 
übergeordnete Europäisierung wie notwendig ...“, schreibt unser Autor David Marsh  
aus London und weiter: „Der Brexit ist ein Weckruf – hört ihr ihn?“

Ja, es ist ein Weckruf! Und zwar ein deutlicher; denn die Entscheidung der Briten,  
nicht mehr dabei sein zu wollen, bringt die EU in ihre schwerste Existenzkrise.  
Und die ist nur zu lösen, wenn die Europäische Union ernsthaft darüber entscheidet,  
wie ein zukünftiges Europa politisch organisiert sein soll. Und wie die Bürger  
in den Nationalstaaten an dieser Entscheidung beteiligt werden.

Schon lange haben die Repräsentanten der EU den Kontakt und die Verbindung  
mit den einzelnen Völkern und deren Interessen und Bedürfnissen verloren. Oder ignoriert. 
Und vor allem haben sie vergessen, dass die EU nur das sein kann,  
was sie nach dem Willen ihrer Völker sein soll – und sein darf.

Deshalb muss in allen verbleibenden Mitgliedsländern eine Grundsatzentscheidung  
über die Fragen „Wie wollen wir die Europäische Union gestalten?“ und  
„Wie wollen wir in Europa zusammenleben?“ getroffen werden.

Der leichtfertige Kommentar „Dann sollen sie doch gehen!“ nach Bekanntwerden des 
Abstimmungsergebnisses der britischen Bevölkerung ist arrogant, deplatziert und verfrüht.

Offenbar scheint vielen in Brüssel nicht klar zu sein, wie sehr eine EU ohne Großbritannien  
in unserer globalisierten Welt an Gewicht verliert.

Wer nicht erkennt, dass ein „Weiter so“ der EU von den Bevölkerungen in Europa nicht 
akzeptiert werden wird, und wer weiterhin mit stereotypen Europafloskeln argumentiert,  
wird sehr bald erleben, wie die EU auseinanderfällt.

Noch einmal: So wie bisher geht es nicht weiter. Europa muss sich neu erfinden. 
Und das am besten mit den Briten!

Detlef Prinz

Verleger

DER HAUPTSTADTBRIEF 137 – Editorial
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Die Briten gelten gemeinhin als bescheiden. Wir 
müssten aber im Grunde ein sehr narzisstisches 
Volk sein. Denn eine Volksbefragung zur EU-
Mitgliedschaft zu halten, mitten in einer großen 
Wirtschafts- und Identitätskrise der Europäischen 
Union, könnte als Versuch bewertet werden, uns 
voll in den Fokus europäischer Aufmerksamkeit 
zu bringen. Das ist uns leider vollkommen gelun-
gen. Hinter diesem melancholischen Tatbestand 
stehen ganz verkehrte politische Motive, wel-
che die Geduld und die Vorstellungskraft vieler 
Beobachter strapazieren. Premierminister David 
Cameron, der zwar seinen Rücktritt erklärt hat, 
dennoch einige Monate 
noch im Amt bleiben will, 
wollte mit der Volksbe-
fragung innenpolitischen 
Widerstand innerhalb 
seiner konservativen Partei 
gegenüber seiner euro-
päischen Politik abbauen 
und die kriegführenden 
Flügel zu einer Versöhnung verleiten. Tatsäch-
lich aber werden durch die Kampagne die 
innenpolitischen Risse auf blutige Weise immer 
mehr erweitert, international erntet Came-
ron statt Ruhe einen Sturm der Entrüstung.

Wir haben unter Beweis gestellt, dass zwei Seelen 
in der englischen Brust schlagen – die rationale, 
kühl kalkulierende, ökonomisch denkende Seite 
der britischen Psychologie und der romantische, 

abenteuerlustige Teil des nationalen Gehirns. In 
die erste Kategorie fällt die britische Fähigkeit, 
mit nüchterner Kraft und vor allem aufgrund 
wirtschaftlicher Gesichtspunkte die Chancen 
und Risiken eines Handelns abzuwägen. Unter 
die Rubrik Romantik fällt der Wunsch nach einem 
Befreiungsschlag, nach Souveränität, Identi-
tät und demokratischer Selbstbestimmung.

Letzten Endes haben die Befürworter eines Aus-
tritts die Oberhand gewonnen. Cameron war durch 
den desolaten Stand der Europäischen Union und 
durch die Anhäufung europäischer Krisen von der 

Einwanderung bis hin zur 
Geld- und Währungspoli-
tik voll der Wut all derje-
nigen in Großbritannien 
ausgesetzt, die mit der 
jetzigen Konstruktion und 
vor allem mit den Kosten 
und den Ambitionen der 
Union zutiefst unzufrie-

den sind, die in der weiteren EU-Mitgliedschaft 
eine gefährliche Unterstützung der destrukti-
ven Kraft der EU sehen – und die mit dem Aus-
tritt eine Befreiung oder Erlösung ersehnen.

Bis zur letzten Minute – auch bei der Schließung 
der Wahllokale um 22 Uhr am Donnerstag, dem 
23. Juni 2016 – haben die Finanzmärkte, die 
Meinungsforscher und auch die Buchmacher an 
einen Sieg der Verbleib-Kampagne geglaubt. 

Der Brexit ist ein Weckruf – hört ihr ihn?
Es ist der Ruf nach Selbstbestimmung, Eigenverantwortung und Entfaltung  
für Individuen und Nationalstaaten. Und nur so viel übergeordnete Europäisierung 
wie notwendig  |  Von David Marsh

Wer der Meinung ist,  
die Währungsunion  
sei etwas anderes  

als ein wirtschaftspolitisches 
Desaster, lebt in einer 

Scheinwelt.
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David Marsh ist Geschäftsführer (Managing Director) und Mitgründer  
des Official Monetary and Financial Institutions Forum (OMFIF) und  
Vorsitzender des Beirats der Investmentbank London & Oxford Capital Markets.  
1991 bis 1995 war er European Editor der Financial Times, 2003 erhielt er  
das Bundesverdienstkreuz. Für den HAUPTSTADTBRIEF bewertet er  
das Ergebnis des Brexit-Referendums vom 23. Juni 2016.
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Ebenso habe ich die Meinung vertreten, dass 
die Brexit-Idee von einer relativ großen Mehrheit 
der britischen Bevölkerung abgelehnt werden 
würde. Ich selber dachte, dass die Ängste vor 
den negativen Folgen des Austritts die romanti-
sche, nach Meinung der meisten ökonomischen 
Experten kaum zu realisierende Sehnsucht nach 
einem Neustart übertreffen würden. In diesem 
Sinne hatte ich an dem Donnerstag mit einem Ja 
zu Europa votiert, eher aus negativen Gründen; 
denn ich fürchtete, dass durch ein britisches Nein 
ein gefährlicher europäischer Desintegrations-
prozess eingeleitet würde, eine Prognose, die 
sich möglicherweise jetzt bewahrheiten wird.

Hinter dem Ergebnis des Referendums stecken 
nicht nur euroskeptische Gefühle, sondern 
auch der Frust großer 
Teile der britischen 
Wählerschaft über die 
schleppende Konjunk-
turerholung sowie der 
Wunsch, wegen des 
wahrgenommenen 
Abstandes zwischen 
der „Volksmeinung“ einerseits und Cameron und 
weiteren Elementen der politischen und öko-
nomischen „Eliten“ andererseits diesen einen 
Strafzettel zu verpassen. Wie man durch ähnliche 
Ergebnisse in anderen Ländern weiß, können 
Volksbefragungen zu spezifischen Themen sehr 
oft Anlässe zu Protestaktionen allgemeiner Art 
bieten – ein guter Grund dafür, von solchen  
Übungen in „direkter Demokratie“ nur sehr 
spärlich, wenn überhaupt, Gebrauch zu machen.

Es ist klar: Nach dem britischen Votum können 
wir nicht einfach zur Tagesordnung zurückkeh-
ren. Von der Entscheidung sind wir als Briten 
tangiert, aber auch alle anderen Mitgliedslän-
der, in erster Linie die Deutschen. Das Europa, 
das die Briten verlassen (eher in einigen Jah-
ren, denn die Ausfahrt von der EU-Autobahn 
ist politisch-wirtschaftlich kompliziert und 
verfassungstechnisch ein Hindernislauf), wird 
ein anderes sein als das, das wir jetzt haben. 
Nichts wird wieder so sein, wie es bisher war.

Bei den verschiedenen Herausforderungen ist 
wohl die Suche nach einer Lösung für die andau-
ernden Probleme in der Währungsunion die wich-
tigste und auch die schwierigste. Die Deutschen 
waren bisher bereits sehr großzügig – Stichwort 
Griechenland-Rettung –, aber sie werden diese 
Großzügigkeit wahrscheinlich abermals ausbauen 
müssen, wenn sie die Währungsunion weiter-
hin erhalten wollen. Ohne erhebliches Entge-
genkommen vonseiten Deutschlands in seiner 
Rolle als Hauptgläubiger wird es nicht gehen.

Aufgrund lange andauernder sehr hoher 
Leistungsbilanzüberschüsse, die durch eine 
Unterbewertung des „deutschen Euros“ inner-
halb der Währungsunion verursacht wurden, 
hat Deutschland ein Nettoauslandsvermögen in 

Höhe von 50 Prozent des 
deutschen Bruttosozi-
alproduktes angehäuft. 
Die Deutschen werden 
sich damit abfinden 
müssen, dass durch 
die Streckung der Kre-
dite an Griechenland 

und andere hochverschuldete Euromitglieds-
länder ein großer Teil dieser Nettoauslands-
anlagen nicht getilgt werden wird: Die Zurück-
zahlung erfolgt am Sankt-Nimmerleins-Tag.

Die düstere Ahnung des verstorbenen deutsch-
britischen Soziologen Ralf Dahrendorf, der schon 
vor 30 Jahren annahm, der Euro werde eher zur 
Spaltung der EU als zur Einigung führen, ist 
leider Realität geworden. Wer der Meinung ist, 
die Währungsunion sei etwas anderes als ein 
wirtschaftspolitisches Desaster geworden, lebt in 
einer Scheinwelt. Und für diese Fehlentwicklung 
werden die Deutschen wahrscheinlich geradeste-
hen müssen. Das bringt Ihnen zwar auch große 
politische und wirtschaftliche Errungenschaf-
ten – aber sie werden dafür bezahlen müssen.

Die deutsche Wirtschaftspolitik mit ihren Refor-
men war in den letzten zehn Jahren viel erfolg-
reicher als die der meisten anderen EU-Länder. 
Darauf ist man in Deutschland zu Recht stolz. Die 

So viel Selbstbestimmung  
wie möglich, so viel 

übergeordnete Europäisierung 
wie notwendig, das muss  

die Leitdevise sein.
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Fähigkeit zur Einsicht, welche Implikationen das 
hat, und dies selbst in positive Resultate umzu-
wandeln, scheint hingegen bei den anderen weni-
ger vorhanden zu sein. Mit der Folge, dass die 
übrigen Staaten den Deutschen zwar mit Respekt 
begegnen, aber auch mit einer gewissen Distanz, 
manchmal sogar mit einem gewissen Schaudern.

Die EU wird sich schlagartig ändern müssen. 
Um Sir Winston Churchill zu zitieren: „Dies ist 
nicht das Ende, es ist nicht einmal der Anfang 
vom Ende. Aber es ist, vielleicht, das Ende des 
Anfangs.“ Anstatt weiterhin fieberhaft Pers-
pektiven für eine machbare Einigung zwischen 
unüberbrückbaren Widersprüchen zu suchen, 
sollte die EU sich besser auf eine Zeit größe-
rer Änderungen einstellen. Es ist vielleicht der 
Anfang der Umsetzung einer richtigen Reform-
politik in der EU – dieses Mal leider ohne die 
Briten –, aber vielleicht stehen die großen 
Verwerfungen in den Strukturen und dem 
Zusammenhalt der Union erst noch bevor.

Die Antwort auf die offenen Fragen liegt in der 
Subsidiarität: Selbstbestimmung, Eigenverant-

wortung und Entfaltung – und zwar so weit es 
irgend geht – wieder auf das Individuum und auf 
die Nationalstaaten zurück zu verlagern. So viel 
Selbstbestimmung wie möglich, so viel überge-
ordnete Europäisierung wie notwendig, das muss 
die Leitdevise sein. Das kann mit Leben gefüllt 
werden – auch und besonders in den neuen 
Beziehungen zwischen Deutschland und Großbri-
tannien. Wenn Deutsche und Briten gemeinsam 
daran arbeiten, werden wir in einer besseren, 
wohlhabenderen und auch sichereren Welt 
zusammenleben. Der Weg dorthin wird nach dem 
britischen Votum allerdings noch dorniger und 
steiniger, als bisher gedacht.� ◆

Der Beitrag unseres Autors 
David Marsh basiert auf einem 
Vortrag, den er am 11. Juni 
2016 beim Tag des deutschen 
Familienunternehmens hielt. 
Für den HAUPTSTADTBRIEF 
hat er ihn nach dem Brexit-
Referendum vom 23. Juni 
aktualisiert und auf die Folgen des Votums fokussiert. Mehr zur 
Arbeit und zu den Zielen des Official Monetary and Financial 
Institutions Forum (OMFIF), dessen Managing Director er ist, 
unter www.omfif.org

Wieder einmal sind die Eliten mit ihrem Wunschdenken an der Wirklichkeit gescheitert. Was niemand von ihnen für möglich 
hielt, erwies sich nun als offenkundig: Einer Mehrheit der Bevölkerung in Großbritannien hatten Brüsseler Bürokratie, 
Bevormundung und Überheblichkeit längst schon die Mitgliedschaft in der EU verleidet. Das Referendum vom 23. Juni 2016 
brachte es nur an den Tag. Im Bild feiern drei Brexit-Befürworterinnen am frühen Morgen des 24. Juni in Manchester das 
Leave-Votum.
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Im demokratischen Rechtsstaat gilt das Recht, 
weil es so beschlossen ist. Ob es in sich stimmig, 
ob es gerecht ist, ob es die Freiheit fördert, den 
Frieden oder den Wohlstand: All das muss politisch 
mit Mehrheit entschieden werden. Noch im 19. 
Jahrhundert war umstritten, ob der moderne Staat 
einfach Recht setzen kann, wie es ihm beliebt oder 
ob Gesetzgebung nicht zumindest auch an ein 
größeres Denksystem, an Vernunft, an Tradition 
gebunden bleiben soll. Durchgesetzt hat sich die 
Positivierung des Rechts, also die Vorstellung, 
dass prinzipiell beliebiges Recht gesetzt werden 
kann, allenfalls durch 
formelle Regeln und die 
Grundrechte begrenzt.

Die Grundrechte, die 
Schranken der Verfas-
sung sind wichtig, aber 
die Vorstellung, mit Recht jedes gesellschaftliche 
und politische Ziel verwirklichen zu können, ist 
schon im Ansatz fragwürdig. Kluges Recht gibt der 
Gesellschaft eine vernünftige Ordnung zur freien 
Entfaltung ihrer Potentiale. Blinde Rechtsetzung 
dagegen ignoriert die Bedingungen für die Ver-
wirklichung des Gesetzes und auch die langfris-
tigen Schäden aktionistisch gesetzter Regeln.

Die europäische Integration war über Jahrzehnte 
ein Musterbeispiel kluger Vertragsgestaltung und 
Rechtsetzung. Die Europäische Wirtschaftsge-

meinschaft (EWG) geht zurück auf die Römischen 
Verträge, die am 1. Januar 1958 in Kraft traten – 
und zwar mit vier Grundfreiheiten und der Idee 
eines gemeinsamen Marktes ohne Zölle, Handels-
hemmnisse und Staatsbeihilfen. Eine der Grund-
freiheiten war die Freizügigkeit, die durchaus nicht 
erst mit Schengen eingeführt worden ist, sondern 
eine der Kernbotschaften von 1958 darstellt. Mit 
Schengen sind lediglich die Personenkontrollen 
an den Grenzen ausgesetzt worden. Freizügigkeit, 
Kapitalverkehrsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit 
und Warenverkehrsfreiheit – das sind die vier 

Garanten, auf die sich die 
eigentliche europäische 
Integration stützt. Und 
das hat eine ganz beson-
dere Logik: Der Protektio-
nismus der Staaten, diese 
unheilvolle Mechanik 

der europäischen Geschichte der Neuzeit, sollte 
ausgehebelt und durch einen zusammenwach-
senden gemeinsamen Markt ersetzt werden.

Diese Integrationslogik der ersten Phase hat 
über Jahrzehnte funktioniert. Meist nicht glatt, 
Agrarordnungen, sektorale Ausnahmen, Wäh-
rungsfriktionen und die Beteiligung des Staates 
an Wirtschaftsabläufen bereiteten immer wieder 
Probleme. Doch insgesamt erwies sich die neue 
gemeinsame Wirtschaftsordnung als gelun-
gene und dynamische Idee, genauso wie Ludwig 

Wir brauchen eine Inventur  
der europäischen Machtverteilung
Es ist Zeit, das Recht in der EU wieder ernster zu nehmen. Damit das gelingt, muss es 
verschlankt und von bürokratischer Gängelung befreit werden  |  Von Udo Di Fabio

Es darf nicht sein,  
dass Europa von seinen Bürgern 

in erster Linie als Korsett  
empfunden wird.
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Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio lehrt Staatsrecht am Institut für öffentliches Recht  
der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität in Bonn. Von Dezember 1999 
bis Dezember 2011 war er Richter des Bundesverfassungsgerichts.  
Auf dem Tag des deutschen Familienunternehmens 2016 sprach er  
über den Zustand des Rechts in der Europäischen Union.  
Für den HAUPTSTADTBRIEF aktualisierte er seine Ausführungen  
im Lichte des Brexits und fordert ein neues Leitbild der EU.
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Erhards soziale Marktwirtschaft. Der Binnen-
markt und die politische Verhandlungsmethode 
wurden ein weltweit anerkanntes Erfolgsmodell, 
das die Bürger durch seinen Erfolg überzeugte.

Das europäische Recht, das die alten disparaten 
Regeln der Mitgliedstaaten einander anglich und 
neu harmonisierte, diese Richtlinien und Ver-
ordnungen funktionierten bei aller – manchmal 
überschießenden Liebe zum Detail – recht gut. 
Sie passten zur Ordnungsidee des Binnenmark-
tes, ebenso wie zur politischen Agenda eines 
Zusammenwachsens über vernetzte Wirtschafts-
beziehungen. Wir erwarten, dass die Kommis-
sion Wettbewerbsverstöße ahndet und über 
die Beihilfekontrolle mit Argusaugen wacht.

Mitte der 1980er-Jahre wuchs der politische 
Ehrgeiz und ließ Wirtschaft ein Stück weit zu 
einem Instrument werden. Wie lassen sich die 
Vereinigten Staaten von Europa möglicher-
weise doch realisieren? Eine Idee war die Wäh-

rungsunion. Wirtschaftlich gab es Bedenken, 
aber auch gute Gründe dafür. Dennoch war 
die Währungsunion in erster Linie ein politi-
sches Projekt. Sie war ein Hebel, um zu mehr 
politischer Einheit zu kommen. Zu dieser Zeit 
wurden auch zum ersten Mal eine gemeinsame 
Asylpolitik und das Schengen-System auf den 
Weg gebracht. Auch Themen der inneren Sicher-
heit und Justiz sollten europäisch werden.

Diese zweite Phase des Zusammenwachsens 
unterscheidet sich erheblich von der ersten. Dies-
mal wurde nicht durchgängig ein konsistenter 
Ordnungsrahmen für die Wirtschaft vorgegeben, 
sondern mehr direkt politisch gestaltet – und das 
mit einem gewissen Dezisionismus, also auch mit 
einem vergrößerten Risiko überraschender Folge-
wirkungen. Die EU greift inzwischen viel tiefer in 
das ein, was klassischerweise politische Kernkom-
petenz der Mitgliedstaaten ist. Die Währungsunion 
folgt zwar mit ihren Konvergenz- und Stabilitäts-
kriterien genau wie das Binnenmarktprojekt einer 

Damit die Bürger Europas die EU als Beistand und Bereicherung wahrnehmen und nicht mehr als Ballast und Behinderung, 
braucht es eine Inventur der jetzigen Machtverteilung und eine bessere Berücksichtigung dessen, was die Bürger wollen – 
und das ist unter anderem ein funktionierender Schutz der Außengrenzen, etwa durch eine Stärkung der Arbeit von Frontex. 
Im Bild eine deutsche Frontex-Polizistin auf Lesbos in Griechenland, die nach illegalen Migranten Ausschau hält.
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konsistenten Ordnungsidee, aber die fiskalische 
Disziplin und der Verlust der Schwankungsbrei-
ten im Währungssystem legen Regierungen und 
Parlamente an eine sehr kurze Leine – und daran 
zerren nun demokratische Kräfte ebenso wie popu-
listische Heilsversprecher von Rechts und Links. 
Es ist eine Kluft zwischen dem entstanden, was 
die EU als Gesetze verabschiedet, und dem, was 
politisch von den Bürgern in Europa getragen wird.

Die Dublin-Verordnung beispielsweise, die EU-
Asylverfahrensrichtlinie, die EU-Asylaufnahme-
richtlinie beschreiben mit großer Präzision, welche 
Rechte einem Asylbewerber zustehen. Weit weni-
ger klar dagegen bleibt, welcher Staat eigentlich 
zur Aufnahme verpflichtet ist und ob die Staaten 
überhaupt zur Aufnahme verpflichtet sind. Die viel 
beschworene Solidarität bei der quotalen Auf-
nahme von Schutzsuchenden und Migranten findet 
keine deutliche Grundlage in Rechtstexten, schon 
weil manche Regierung sich hüten wird, derart sen-
sible Fragen durch andere bestimmen zu lassen.

Die europäische Asylpolitik krankt daran, dass 
sie in den zentralen Entscheidungen einen 
Graben entstehen lässt zwischen einer sehr 
sympathischen humanitären Absicht und der 
Wirklichkeit praktischer Politik in einem gemein-
sam koordinierten Europa. Es gibt insoweit im 
Recht Defizite, die politisch unter Druck stehende 
Regierungen geradezu einladen, eher nach dem 
kruden Kalkül des Moral Hazard zu spielen.

Für die Unterbringung von Asylbewerbern und 
die Bearbeitung ihrer Verfahren sind die Staaten 
mit einer EU-Außengrenze bislang auch deshalb 
zuständig, weil man damit einen Anreiz für die 
effektive und vertragsgemäße Sicherung der 
Außengrenze setzen wollte. Das hat nicht an jeder 
Grenze und nicht zu jedem Zeitpunkt funktioniert. 
Manchem Staat hat man allzu lange menschenun-
würdige Aufnahmebedingungen durchgehen las-
sen, obwohl Gerichte hier längst deutliche Worte 
fanden. Vielleicht wurde auch ein Regelsystem 
installiert, das die gezielte Nichtbeachtung des 

Das „gemeinsame Haus Europa“ darf nicht zu einer konfliktträchtigen Miteigentümergemeinschaft verkommen,  
die allen Spannungen und Verschiedenheiten zum Trotz beschließt, immer enger zusammenzurücken – und nichts weiter 
davon hat, als dass einer des anderen Rechnungen, zusätzlich zu seinen eigenen, begleichen muss. Im Bild das Gebäude 
des Europäischen Parlaments in Brüssel.
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Rechts begünstigt, weil die Beachtung des europä-
ischen Rechts in den einzelnen Staaten inzwischen 
auf erhebliche Zustimmungsprobleme stößt.

Es ist blauäugig zu meinen, man könne in Brüssel 
eine starre Verteilungsmechanik für Migration in 
Europa festlegen und durchsetzen. Das ist eine 
Vorstellung, die die demokratischen Bedingun-
gen in den Mitgliedstaaten ignoriert. Ein Staat 
wird immer darüber entscheiden wollen, wer in 
seinem Lande lebt und für wen dieser Staat dann 
eben auch seine territoriale Schutzverantwortung 
ausübt. Jeder Versuch, einen solchen festen Vertei-
lungsschlüssel bei ansteigenden Aufnahmezahlen 
durchzusetzen, wird zwangsläufig das politische 
Gefüge der EU unter Druck setzen. Die undifferen-
zierte Vorstellung, die Europäische Union werde 
politisch und wirtschaftlich zu einer Einheit, indem 
man einfach neues Recht 
in Brüssel erlässt und 
alles vereinheitlicht, ist 
eine falsche Vorstellung.

Bereits im ersten Arti-
kel des grundlegenden 
EU-Vertrages steht die 
bekannte Formulierung der „immer engeren Union 
der Völker Europas“. Dieses Bild klingt in vielen 
Ohren gut, hat im Vereinigten Königreich aber 
wohl eher beunruhigend geklungen. Man kann es 
ideell verstehen: als kulturelles Näherrücken, mehr 
Verständnis füreinander. Aber manche Englän-
der verstanden es praktisch nach dem Bild eines 
Hauses mit 28 Wohnungseigentümern. Wenn die 
Eigentümer beschließen, zur Wahrung des Haus-
friedens immer enger aneinanderzurücken, was 
bedeutet das auf die Dauer? Müssten dann nicht 
irgendwann die Wände zwischen den Wohnungen 
eingerissen werden. Und steht nicht irgendwann 
ein Nachbar im Raum und will seine Rechnun-
gen beglichen haben? Ist eine solche ideelle 
Linearität überhaupt ein vernünftiges Leitbild?

Es ist an der Zeit für ein neues Leitbild der Euro-
päischen Union. Es geht um eine Inventur der 
Kompetenzen und der politischen Machtverteilung. 
Inventur heißt nicht, eine Welle der Renationa-

lisierung einzuleiten. Wer vernünftig auf die EU 
schaut und wer das Gelingen des europäischen 
Projekts will, der wird sagen: Die EU muss weiter 
mit praktischen Lösungen in einem fairen und 
vernünftigen Rahmen der koordinierten Eigen-
verantwortung überzeugungskräftig sein.

Was die Bürger wünschen, ist beispielsweise, 
dass ein Unterstützungssystem wie die Euro-
päische Agentur Frontex schlagkräftiger wird. 
Genauso ist es möglich, die Streitkräfte der 
Mitgliedstaaten zu stärken und besser zu inte-
grieren, wie wir das aus der NATO kennen – ein 
regionaler Arm der NATO, der wirksamer han-
deln kann in Systemen gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit. Also: Mehr Europa im Bereich der 
Außen- und Sicherheitspolitik. Es gibt aber auch 
Möglichkeiten, den Mitgliedstaaten Handlungs-

freiheiten zurückzu-
geben, wenn es nicht 
gerade Kernkompeten-
zen wie die gemeinsame 
Handelspolitik betrifft. 
Auch die Funktionsfähig-
keit und die Anreizwir-
kungen sozialer Siche-

rungssysteme sollten besser als bisher mit 
der Idee der Freizügigkeit zu einem beiderseits 
angemessen Ausgleich gebracht werden.

Das Recht muss insgesamt ernster genommen 
werden. Damit es ernster genommen werden 
kann, sollte es verschlankt werden. Wir brauchen 
weniger bürokratische Gängelung. Es wäre an der 
Zeit zu fragen, welche Kompetenzen zu allgemei-
nen Rahmenkompetenzen zurückgestuft werden 
können. Es ist an der Zeit, um eine EU zu kämpfen, 
die ihre Balance wiederfindet, die sich wieder um 
ein konsistentes Recht bemüht, und das kann auch 
heißen, übertriebene und gängelnde Harmoni-
sierungsvorgaben zurückzustutzen. Es darf nicht 
sein, dass Europa von seinen Bürgern in erster 
Linie als Korsett und Behinderung empfunden wird 
– und darüber in Vergessenheit gerät, dass diese 
Europäische Union ein notwendiger Raum der 
freien Entfaltung von Persönlichkeit für alle Unions-
bürger ist und bleiben muss.� ◆

Die Vorstellung,  
die EU werde zu einer Einheit,  

indem man neues Recht  
in Brüssel erlässt und alles  
vereinheitlicht, ist falsch.
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Die Europäische Union (EU) steht derzeit vor 
Herausforderungen, die so tiefgreifend sind, 
dass eine Debatte über ihre Grundprinzipien und 
über ihre Kernerrungenschaften unausweichlich 
ist. Europa scheint heute nur noch von Krisen 
bestimmt zu sein – sei es die Flüchtlingskrise, die 
Wirtschaftskrise, die Finanzkrise, die Sicherheits-
krise, die Krise an den Grenzen. Die Legitimität 
der EU wird zunehmend infrage gestellt – das 
europäische Projekt steckt in einer fundamenta-
len Existenzkrise. Ich will dennoch den Versuch 
unternehmen, dieses europäische Projekt, dieses 
gemeinsame Europa politisch zu verteidigen.

Es ist nicht weiter ver-
wunderlich, dass sich bei 
so vielen Bürgern eine 
gewisse Krisenmüdigkeit 
eingestellt hat. In vielen 
europäischen Ländern 
sind Bewegungen ent-
standen, die behaupten, 
die EU selbst sei das 
Problem – und nicht die 
Lösung der Probleme, denen wir uns zu stel-
len haben. Die Gefahr besteht, dass sich die 
EU plötzlich einer Dynamik gegenüber sieht, 
die darauf hinauslaufen könnte, die erfolgten 
Integrationsschritte rückgängig zu machen. 
Desintegration statt Integration und Rückschritt 
statt Fortschritt wären die Folgen, und das mit 
unvorhersehbaren Konsequenzen für uns alle.

Bei vielen Europäern ist mittlerweile der Ein-
druck entstanden, bei der EU handele es sich 
um einen nicht mehr steuerbaren Koloss, der 
planlos vorwärts treibt. Manche haben das 
Gefühl, vom europäischen Integrationsprozess 
ausgeschlossen zu sein. Viele sind der Meinung, 
sie könnten ihn nicht sinnvoll mitgestalten, 
geschweige denn mitsteuern. Dieser Eindruck 
ist auf die Komplexität des Mehrebenen-Sys-
tems der EU zurückzuführen. Ein solches System 
mag vielen unverständlich und schwerfällig 
erscheinen. Aber es ist historisch in diese Form 
gewachsen und nun nicht leicht umfassend zu 

erneuern. Immerhin ist 
die EU ein kooperativer 
Staatenbund mit über 500 
Millionen Einwohnern, 
in dem Souveränität im 
Prinzip gezielt und zweck-
orientiert gebündelt wird.

Und realistisch betrach-
tet, kann ein kooperatives 
Zusammenarbeiten zwi-

schen hochkomplexen modernen Rechtsstaaten 
nur in einem Mehrebenen-System gelingen. 
Ich wage sogar zu behaupten, dass ansonsten 
bald nur noch das Recht des Stärkeren gelten 
würde. Die Vorteile des bestehenden Systems 
überwiegen, trotz seiner Komplexität. Bevor wir 
uns also über die Nachteile beklagen, sollten wir 
lernen, mit diesem System umzugehen – und 

Die EU schafft einen Mehrwert,  
den kein Mitgliedstaat alleine schaffte
Ein Versuch zur Verteidigung des europäischen Projekts  |  Von Jean Asselborn

Die Legitimität der EU  
wird zunehmend  
infrage gestellt –  

das europäische Projekt  
steckt in einer  

fundamentalen  
Existenzkrise.
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Jean Asselborn ist Minister für Auswärtige und Europäische Angelegenheiten 
und Minister für Immigration und Asyl des Großherzogtums Luxemburg.  
Auf dem Tag des deutschen Familienunternehmens 2016 sprach er  
über die Legitimitätskrise, die derzeit auf der Europäischen Union lastet,  
und plädierte für mehr Mut zu Europa. DER HAUPTSTADTBRIEF veröffentlicht 
seine Rede in gekürzter Fassung.
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es selbstverständlich nach 
und nach zu verbessern.

Nur in einem Mehrebenen-
System kann es den betei-
ligten Mitgliedstaaten, 
die in vielerlei Hinsicht 
grundverschieden vonei-
nander sind, gelingen, an 
der Lösung der Probleme, 
welche die individuellen 
Möglichkeiten der Mitglied-
staaten übersteigen, mitzu-
wirken. Kein Mitgliedstaat 
der EU, auch nicht Deutsch-
land als der größte, verfügt 
über die Mittel, um alleine 
mit grenzüberschreitenden 
Herausforderungen umzuge-
hen. Grenzüberschreitende 
Probleme kann man nur 
durch strukturierte, grenz-
überschreitende Zusammen-
arbeit lösen. Aus diesem 
Grund brauchen wir den 
Mehrwert, den wir durch 
die Zusammenarbeit im 
Rahmen der EU erreichen.

Fest steht aber auch, dass 
bei aller Komplexität der 
Strukturen das Vertrauen 
in die Handlungsfähigkeit 
der EU wiederhergestellt 
werden muss. Bei dieser 

Die EU gründet auf Freiheit, Demo-
kratie, Gleichheit und Rechts-
staatlichkeit. Das – neben ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung – ist 
ihre Kernkompetenz. Sie ist eine 
Werteunion – und jedes Bestreben 
eines Mitgliedstaates, die Unab-
hängigkeit seiner Justiz zu biegen, 
seine Medien zu gängeln oder in 
anderer Form die Rechtsstaatlich-
keit zu verwässern, geht deshalb 
die EU als Ganzes an.IM
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Aufgabe müssen alle Mitgliedstaaten Verant-
wortung übernehmen – mit der Betonung auf 
alle. Nur so können wir das Akzeptanzproblem 
der Union nachhaltig lösen. Die Folgen der 
Wirtschafts- und Finanzkrise sind noch immer 
spürbar. Um diese Krise zu überwinden, muss 
die Wirtschaft weiter angekurbelt werden. In 
einem wirtschaftlichen Umfeld, das von zuneh-
mender Globalisierung geprägt ist, verfügt der 
Binnenmarkt über ein enormes, bisher nicht 
völlig ausgeschöpftes Potenzial. Dafür müssen 
die allgemeinen Rahmenbedingungen stimmen.

Seit Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise 
leidet die EU unter einem zu niedrigen Investiti-
onsniveau. Hier setzt die von der Europäischen 
Kommission gestartete 
Investitionsoffensive 
an. Ihre Schwerpunkte 
sind die Beseitigung 
der Investitionshinder-
nisse, die Förderung 
von Investitionsvor-
haben durch Öffent-
lichkeitsarbeit und technische Unterstützung 
sowie eine intelligentere Nutzung neuer ebenso 
wie schon vorhandener finanzieller Ressour-
cen. Inzwischen unterstützt der Europäische 
Fonds für strategische Investitionen (EFSI) 
schon 64 Projekte und bringt Investitionen von 
mehr als 100 Milliarden Euro auf den Weg.

Insgesamt ist dieser von der Europäischen Inves-
titionsbank verwaltete Fonds auf gutem Wege. 
Bis Mitte 2018 ist vorgesehen, mindestens 315 
Milliarden Euro an zusätzlichen Investitionen 
für die Realwirtschaft zu mobilisieren. Zudem 
ist Anfang Juni 2016 ein weiterer Bestandteil der 
Investitionsoffensive, das Europäische Investi-
tionsvorhabenportal (EIPP) offiziell gestartet. 
Das EIPP ist eine Online-Plattform, die europä-
ische Projektentwickler und Investoren aus der 
EU und anderen Ländern zusammenbringt und 
darauf abzielt, die Sichtbarkeit investitionsfä-
higer Projekte in ganz Europa zu erhöhen.
Für die Zukunft spielt Innovation eine Schlüs-
selrolle – sie ist die wesentliche Antriebskraft 

des Wirtschaftswachstums in der EU. Ein wei-
teres zentrales Instrument in diesem Zusam-
menhang ist die Innovationsunion – eine Ini-
tiative im Rahmen der Strategie Europa 2020, 
die konkrete Maßnahmen und Impulse für 
ein investitionsfreundliches Europa umfasst. 
Es gilt sicherzustellen, dass aus innovativen 
Ideen Projekte und Dienstleistungen hervor-
gehen können, die das Wachstum fördern und 
in der Folge auch Arbeitsplätze schaffen.

Eine weitere Grundbedingung für ein einwand-
freies Funktionieren des Binnenmarkts ist, dass 
es uns gelingt, den Schengen-Raum zu bewahren. 
Zurzeit erleben wir, dass diesbezüglich Skepsis 
wächst in Europa und die Furcht vor einer unkon-

trollierten Einreise von 
Flüchtlingen und vor 
Terroranschlägen auf 
europäischem Boden 
zunimmt. Ein Rückzug 
auf nationale Gren-
zen als vermeintlich 
sinnvollere Schutz-

linie wird vermehrt in Erwägung gezogen. 
Dafür scheint man sogar bereit zu sein, auf die 
wirtschaftlichen Vorteile, die das Schengen-
Abkommen eindeutig bietet, zu verzichten.

In einer kürzlich veröffentlichten Studie hat das 
Jacques Delors Institut aufgezeigt, dass ein 
Ende von Schengen den europäischen Binnen-
markt stark beeinträchtigen würde. Man kann 
davon ausgehen, dass der so angerichtete wirt-
schaftliche Schaden rund 63 Milliarden Euro 
jährlich betragen könnte. Insbesondere der 
Binnenhandel würde leiden. Es gilt also, das 
Schengen-Abkommen zu bewahren. Es steht 
wirtschaftspolitisch zu viel auf dem Spiel.

Und wir dürfen nicht zulassen, dass die EU tat-
sächlich planlos vorwärts treibt und vor den 
globalen Herausforderungen in die Knie geht. 
Deshalb brauchen wir intensive Diskussionen 
darüber, wohin die Reise eigentlich gehen soll. 
Wir stehen dabei vor der Herausforderung, dass 
wir uns im Grunde von keinem bereits exis-

Jeder der Mitgliedstaaten  
braucht den Mehrwert, den wir 

durch die Zusammenarbeit  
im Rahmen der EU  

erreichen.
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tierenden Modell inspirieren lassen können. 
Die EU ist ein weltweit einzigartiges Projekt.

Wir müssen uns also durch die vorliegenden 
Krisen kämpfen und unseren eigenen Weg 
finden. Denn die EU ist letztlich mehr als ein 
Mehrebenen-System, auch mehr als eine 
Wirtschaftsunion – sie ist eine Werteunion. 
Artikel 2 des Vertrags der EU besagt: „Die 
Werte, auf die sich die Union gründet, sind 
die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit 
und die Wahrung der Menschenrechte ein-
schließlich der Rechte der Personen, die Min-
derheiten angehören.“ Diese konkreten Werte 
leben wir. Zu diesen Werten stehen wir.

Leider ist festzustellen, dass einige Mitglied-
staaten diese Werteunion anzweifeln. Diese 
Entwicklung ist gefährlich, und wir dürfen nicht 
zulassen, dass Nationalismus und Populismus 

die Leitlinien und Ziele der EU infrage stellen. 
Es darf nicht hingenommen werden, dass in 
der EU ein Mitgliedstaat oder Mitgliedstaaten 
es wagen, die Unabhängigkeit der Justiz zu 
biegen, ihre öffentlichen Medien zu knebeln 
und die Rechtsstaatlichkeit zu verwässern.

In der EU gibt es kein Prinzip der Nichteinmi-
schung in innere Angelegenheiten. Innere Ange-
legenheiten sind EU-Angelegenheiten, wenn 
es um die europäischen Grundwerte geht. Hier 
dürfen kein Zögern und keine Verharmlosung 
und erst recht keine Gleichgültigkeit aufkom-
men. Die Missachtung der fundamental demo-
kratischen Spielregeln einer Mitgliedsregierung 
ist der EU unwürdig und braucht massives 
Gegensteuern. Die EU kann schlimmstenfalls 
ein Mitgliedsland verlieren – das wäre schlimm, 
aber nicht fatal. Fatal wäre der Verlust ihrer 
eigentlichen Daseinsberechtigung, ihrer rechts-
staatlichen Essenz.� ◆
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Jean-Claude Juncker hat eine Begründung, 
warum die EU-Kommission Frankreich schon 
seit Jahren Ausnahmen vom Euro-Stabilitäts-
pakt gewährt: „Weil es Frankreich ist.“ Mit 
diesem Satz wendet Juncker die Aufmerksam-
keit von einem noch größeren Skandal. Aus-
nahmen gibt es nämlich nicht nur für Frank-
reich, sondern für sehr viele Eurostaaten.

Was war der Sinn des Stabilitäts- und Wachstum-
spakts von 1997? Er sollte die Fehlkonstruktion 
des Euros zumindest in ihren Auswirkungen 
begrenzen. In der Währungsunion können alle 
Mitgliedsstaaten ihre 
Staatsdefizite indirekt 
monetisieren. So kann 
Italien großzügige 
Renten zahlen und das 
resultierende Haus-
haltsdefizit mit Aus-
gabe von italienischen 
Staatsanleihen begleichen. Diese Anleihen 
können dann italienische Banken erwerben 
und als Sicherheit für zusätzliche Zentralbank-
kredite bei der EZB hinterlegen. Die Banken 
können hernach ihre Kreditvergabe und damit 
die Geldmenge ausweiten. Tendenziell steigen 
hierauf die Preise, aber nicht nur in Italien, 
sondern peu à peu in der gesamten Eurozone. 
Somit zahlen die Deutschen letztlich einen 
Teil der üppigen italienischen Renten in Form 
eines relativen Kaufkraftverlustes des Euros.

Und nicht nur die italienische Regierung, son-
dern alle Mitgliedsstaaten haben einen Anreiz, 
sich über die indirekte Monetisierung ihres 
Defizits auf Kosten ihrer Nachbarn zu berei-
chern. Das macht die Eurokonstruktion so 
explosiv. Diese Anreize sollten mit dem Euro-
Stabilitätspakt eingedämmt werden. Der Pakt 
begrenzte das Haushaltsdefizit auf 3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und die Staats-
schulden auf 60 Prozent des BIP. Da niemand 
den Stabilitätspakt durchsetzte und es keine 
glaubwürdigen Sanktionen gab, geriet er zur 
Farce. Allein bis 2010 gab es 74 Verstöße.

Auf dem Höhepunkt der 
Eurokrise kam es 2012 
zu einem neuen, zweiten 
Pakt. Im Gegenzug für 
die Zustimmung zum 
Europäischen Stabili-
tätsmechanismus (ESM) 

forderte Deutschland eine Verschärfung des 
Euro-Stabilitätspakts. Die deutsche Regierung 
konnte dem Bundestag so den ESM schmack-
haft machen. Der Europäische Fiskalpakt war 
geboren. Im Konjunkturdurchschnitt soll nun 
der Staatshaushalt ausgeglichen sein, wobei 
ein Defizit von 0,5 Prozent als Erfüllung gilt. Ist 
die Konjunktur schlecht, darf das Haushalts-
defizit bis an die 3-Prozent-Grenze gehen. Bei 
guter Konjunktur sollen dafür Überschüsse 
verzeichnet werden. Laut Fiskalpakt greift bei 

Der Fiskalpakt ist nur eine Farce
Um ihre Zustimmung zur Eurorettung mit Steuermitteln zu erhalten,  
hat man die Deutschen mit dem Fiskalpakt beruhigt.  
Doch niemand außer ihnen hat vor, ihn zu befolgen  |  Von Philipp Bagus

Der Fiskalpakt  
war lediglich der Köder,  

um den Deutschen Bundestag  
zu einer Zustimmung  
zum ESM zu verleiten.
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Prof. Dr. Philipp Bagus lehrt Volkswirtschaft an der Universidad  
Rey Juan Carlos in Madrid. Der Geld- und Konjunkturtheoretiker legte 2011, 
nach einem Jahr Eurokrise, seine grundlegende Studie Die Tragödie des Euro. 
Ein System zerstört sich selbst vor. Für den HAUPTSTADTBRIEF macht er  
auf eine weitere Seite der Selbstzerstörung aufmerksam: auf den Verlust  
von Respekt vor dem Gesetz durch fortgesetzten staatlichen Regelbruch.
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einer Staatsverschuldung von über 60 Pro-
zent des BIP eine Schuldenbremse. Die Schul-
den müssen mit 5 Prozent der Differenz zur 
60-Prozent-Marke verringert werden. Bei einer 
Staatsverschuldung von z.B. 100 Prozent muss 
die Verschuldung 2 Prozent pro Jahr verringert 
werden (5 Prozent von 40 Prozent). Diese Verein-
barungen wurden im März 2012 unterzeichnet.

Wie sieht die Zwischenbilanz aus? Wie sich 
mit einem Blick auf die Infografiken erkennen 
lässt, reißen viele Staaten die Kriterien deutlich. 
Spanien war mit 3,2 Prozent Wachstum 2015 
einer der Motoren Europas, sollte also bei guter 
Konjunktur einen Überschuss erzielen. Statt-

dessen lag Spaniens Defizit von gut 5 Prozent 
sogar noch über der 3-Prozent-Obergrenze bei 
schlechter Konjunktur. Italiens Staatsverschul-
dung steht bei 132 Prozent des stagnierenden 
BIP. Ein bedeutender Überschuss wäre  
erforderlich gewesen. Stattdessen gab es ein  
Defizit von 2,5 Prozent. Und Frankreich ist 
eben Frankreich. Der Fiskalpakt liegt in Trüm-
mern. Warum hätte die staatliche Selbstbe-
schränkung auch dieses Mal funktionieren 
sollen, wo schon der Stabilitätspakt ein 
Reinfall war? Die politischen Anreize sind 
ja dieselben. Der Fiskalpakt war lediglich 
der Köder, um den Deutschen Bundestag zu 
einer Zustimmung zum ESM zu verleiten.
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Ein Minus von 0,5 Prozent ist erlaubt
Neuverschuldung in Relation zum Bruttoinlandsprodukt (BIP)

Laut Fiskalpakt soll im Konjunkturdurchschnitt der Staatshaushalt ausgeglichen sein, wobei ein Defizit von 0,5 Prozent  
(grüne Linie) als Erfüllung gilt. Ist die Konjunktur schlecht, darf das Defizit bis an die 3-Prozent-Grenze (rote Line) gehen.  
Bei guter Konjunktur sollen dafür Überschüsse verzeichnet werden. Das gelang nur Deutschland 2014 und 2015.

Quelle: Eurostat  |  Infografik: MZ © DER HAUPTSTADTBRIEF 2016

2011

2013
2012

2014
2015



22 DER HAUPTSTADTBRIEF

Die ökonomischen Folgen sind verheerend. Die 
Fehlkonstruktion des Euros wird sich weiter 
entfalten. Geldmenge, Staatsausgaben und 
Defizite können weiter wachsen. Die staatliche 
Ausgabenorgie hemmt das ohnehin schon schwa-
che Wachstum des Privatsektors. Und eigentlich 
sollte, so erhofften es die Verfechter der Wäh-
rungsunion, die Geldpolitik die Fiskalpolitik durch 
den Euro an die Kette legen. Es kam umgekehrt. 
Die Fiskalpolitik treibt die Geldpolitik vor sich her 
und hin zu Quantitativer Lockerung und Nega-
tivzinsen und damit zur Enteignung der Sparer.

Werden Regeln und Verträge nicht eingehalten, 
werden Institutionen und Vertrauen geschwächt. 

Wenn Politiker Verträge und Versprechen seelen-
ruhig ignorieren und das als Lösung verkaufen, 
dann kann man nicht erwarten, dass die Bürger 
stoisch moralische Prinzipien hochhalten. Sie 
verlieren Respekt vor dem Gesetz im täglichen 
Leben. Dies ist vielleicht die fatalste Folge der 
Eurorettungspolitik.� ◆

Auf Amazon 18 mal 5 Sterne: Das Buch 
unseres Autors Prof. Philipp Bagus, Die 
Tragödie des Euro. Ein System zerstört 
sich selbst, ist seit seinem Erscheinen im 
Jahr 2011 ein Standardwerk zur Eurokrise 
und im FinanzBuch Verlag, München, ver-
öffentlicht. 205 Seiten, gebunden 17,99 
Euro, Kindle Edition 13,99 Euro.
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Eine Verschuldung bis 60 Prozent geht gerade
Staatsverschuldung in Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP)

Laut Fiskalpakt greift bei einer Staatsverschuldung von über 60 Prozent des BIP (rote Linie) eine Schuldenbremse. Die Schulden 
müssen mit 5 Prozent der Differenz zur 60-Prozent-Marke verringert werden. Bei einer Staatsverschuldung von z.B. 100 Prozent 
muss die Verschuldung 2 Prozent pro Jahr verringert werden (5 Prozent von 40 Prozent). Trotz Nullzins gelang das wenigen.

Quelle: Eurostat  |  Infografik: MZ © DER HAUPTSTADTBRIEF 2016
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https://www.m-vg.de/finanzbuchverlag/shop/article/2746-die-tragoedie-des-euro/


23DER HAUPTSTADTBRIEF

Schluss mit dem 
Hokuspokus der 
Finanzbranche!

Erfahren Sie mehr bei
Deutschlands erster 
Honorarberaterbank.

Wissenschaftlich anlegen nach 
Erkenntnissen der Nobelpreisträger.

Kurfürstendamm 119
10711 Berlin

030 890 21-300
www.quirinbank.de

https://www.quirinbank.de/


24 DER HAUPTSTADTBRIEF

In einigen Medien war zu lesen, das Bundesver-
fassungsgericht habe das Outright Monetary 
Transactions-, kurz OMT-Staatsanleihenkaufpro-
gramm der Europäischen Zentralbank (EZB) für 
rechtmäßig befunden und sich dem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) angeschlos-
sen. Das ist so nicht richtig. Das Bundesverfas-
sungsgericht kritisiert den EuGH und rückt von 
den schwerwiegenden Einwänden gegen das 
OMT-Programm, die es in seinem Vorlagebe-
schluss vom 14. Januar 2014 formuliert hatte, 
nicht ab. Nur meint es, 
dass das Urteil des 
EuGH nicht „willkür-
lich“, sondern noch 
„vertretbar“ sei, 
und dass es des-
halb vom Bundes
verfassungsgericht 
akzeptiert werden müsse.

Mit anderen Worten: Die Kläger sind mit ihren 
Verfassungsbeschwerden gescheitert, obwohl 
das Bundesverfassungsgericht ihrer Kritik an 
der EZB und am EuGH weitgehend zustimmt. 
Aber das Bundesverfassungsgericht will sich 
dem EuGH nur dann entgegenstellen, wenn die 
Kompetenzüberschreitung eines Organs der 
Europäischen Union (EU) nicht nur „strukturell 
bedeutsam“ ist – das wurde im OMT-Fall bejaht 

–, sondern wenn sie darüber hinaus „offen-
sichtlich“ ist. Und dies verneint das Bundes-
verfassungsgericht, obwohl es sonnenklar ist, 
dass die EZB sich für den selektiven Ankauf von 
Staatsanleihen der Krisenstaaten nicht auf ihr 
geldpolitisches Mandat berufen kann, sondern 
dass sie damit in die wirtschaftspolitische Kom-
petenz der Eurostaaten eingreift (siehe dazu 
meine Ausführungen in HAUPTSTADTBRIEF 120), 
und obwohl das Urteil des EuGH ein krasses 
Fehlurteil ist (siehe HAUPTSTADTBRIEF 130). 

Das Bundes
verfassungsgericht 
erklärt sehr wortreich, 
warum es zur Wah-
rung der Demokratie 
in Deutschland und 
der EU notwendig ist, 

dass das Bundesverfassungsgericht die Kon-
trolle darüber ausübt, dass die Organe der EU 
und speziell die EZB die Grenzen ihrer Kompe-
tenzen nicht überschreiten. Es betont zutreffend, 
dass das Mandat der EZB wegen ihrer fehlenden 
demokratischen Legitimation eng ausgelegt 
werden müsse. Es stärkt die Klagerechte der 
Bürger (und damit indirekt auch seine eigene 
Kontrollkompetenz), indem es klarstellt, dass 
der Einzelne mit der Verfassungsbeschwerde 
eine „Ultra-vires-Kontrolle“, also ein Verfahren 

Die EU kann machen, was sie will – 
Karlsruhe wird sie nicht daran hindern
Das Bundesverfassungsgericht weist die Klagen gegen das  
OMT-Staatsanleihenkaufprogramm der Europäischen Zentralbank zurück.  
Ein Kommentar  |  Von Dietrich Murswiek

Die Verfassungsbeschwerde  
ist gescheitert, obwohl  

das Bundesverfassungsgericht  
ihrer Kritik  

weitgehend zustimmt.
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Prof. Dr. Dietrich Murswiek ist Geschäftsführender Direktor des Instituts  
für Öffentliches Recht der Universität Freiburg. Er ist Prozessvertreter  
von Peter Gauweiler in den Verfahren gegen die Staatsanleihenkaufprogramme 
der EZB vor dem Bundesverfassungsgericht. Für den HAUPTSTADTBRIEF 
erläutert er das OMT-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juni 2016.
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zur Feststellung gravierender Kompetenzüber-
schreitungen von Unionsorganen initiieren kann. 
Das war bisher noch nicht ausdrücklich entschie-
den – und von den Vertretern des Bundestages 
vehement bestritten worden. Wichtig ist, dass 
das Bundesverfassungsgericht feststellt, dass 
Bundesregierung und Bundestag verpflichtet 
sind, die Verfassung davor zu schützen, dass 
sie durch EU-Organe verletzt wird, und dass der 
Bürger einen Anspruch auf diesen Schutz hat.

Aber was nützt der beste Kontrollanspruch, 
wenn die Karlsruher Richter nicht den Mut fin-
den, sich dem EuGH entgegenzustellen? Statt-
dessen versuchen sie, sich gesichtswahrend aus 
der Affäre zu ziehen, indem sie einschränkende 
Bedingungen für die Durchführung des OMT-
Programms in das EuGH-Urteil hineinlesen. Der 
juristische Trick des Bundesverfassungsgerichts 
besteht nun darin, diese Bedingungen für die 
deutschen Staatsorgane – und das heißt vor 
allem: für die Bundesbank – verbindlich zu 
machen. So wird ein unmittelbarer Konflikt mit 
dem EuGH vermieden und das geltende Recht 
jedenfalls partiell durchgesetzt. Allerdings sind 
die vom Bundesverfassungsgericht formulierten 

Bedingungen so weich, dass 
sie sich auf das Gebaren der 
EZB kaum auswirken werden. 
Das OMT-Programm wirkt nach 
wie vor wie eine kostenlose 
Kreditausfallversicherung, die 
den Gläubigern überschulde-
ter Staaten von der EZB auf 
Kosten der Steuerzahler zur 
Verfügung gestellt wird.

Wenn das Bundesverfassungs-
gericht eine derart krasse 
Kompetenzüberschreitung wie 
das OMT-Programm und ein 
derart eklatantes Fehlurteil 
wie die Billigung dieses Pro-
gramms durch den EuGH als 
„nicht offensichtlich“ rechts-
widrig akzeptiert, dann lautet 
die Botschaft seines Urteils: 

Die EU kann machen, was sie will – Karlsruhe 
wird sie nicht daran hindern. Das Bundesver-
fassungsgericht ist ein Wachhund, der in Rich-
tung EU zwar laut bellt, aber niemals beißt.

Diese Botschaft ist in der englischen Presse auch 
so angekommen. Manche Briten mögen sich 
gefragt haben: Wenn nicht einmal das Bundesver-
fassungsgericht in der Lage ist, die Machtusurpa-
tion von EU-Organen zu stoppen – was hält uns 
dann noch in der EU? Und die Karlsruher Richter 
können jetzt darüber nachdenken, wie viel sie 
dazu beigetragen haben, die letzten noch fehlen-
den Pro-Brexit-Stimmen zu mobilisieren.� ◆

Mit dem Urteil zum OMT-Programm der EZB ist am 21. Juni 2016 ein langes Ver-
fahren vor dem Bundesverfassungsgericht zu Ende gegangen – mit halbherzigem 
Ergebnis. Im Bild Beschwerdeführer Peter Gauweiler, dessen Prozessbevollmäch-
tigter unser Autor Dietrich Murswiek (im Hintergrund) ist. Gauweiler hatte sich 
der Selbstermächtigung der EZB schon als Bundestagsabgeordneter widersetzt, 
vergeblich. Weist der Brexit wirklich den einzigen Weg zur Wiederherstellung 
demokratischer Souveränität?

Gutachten, Vorträge und 
Veröffentlichungen zur Eurokrise und die 
Schriftsätze unseres Autors Prof. Dietrich 
Murswiek zu den Prozessen gegen die EZB 
finden Sie auf seiner Website:  
www.dietrich-murswiek.de

Für den HAUPTSTADTBRIEF beleuchtet 
er regelmäßig die verschiedenen Ankaufprogramme der EZB, 
zuletzt in den Ausgaben 133 und 134. In Kürze erscheint seine 
Dokumentation Die Eurokrise vor dem Bundesverfassungsgericht 
– Euro-Rettungsschirm, Europäischer Stabilitätsmechanismus und 
Rettungsmaßnahmen der EZB im Nomos-Verlag, Baden-Baden. 
Umfang zirka 725 Seiten, zirka 78 Euro. www.nomos-shop.de
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Wir leben in krisengeschüttelten, in stürmi-
schen Zeiten. Gerade deshalb sind Weitsicht, 
Geduld und Beharrlichkeit Tugenden, die – nicht 
nur – in der Außenpolitik heute unverzichtbar 
sind. Syrien, Ukraine, Libyen, Irak – wir erleben 
Krisen und Konflikte, wie ich sie in dieser Dichte 
und Komplexität in meiner politischen Laufbahn 
noch nie erlebt habe. Und die Krisen sind nicht 
nur näher an uns herangerückt, sie haben mitt-
lerweile die Europäische Union selbst erfasst. 
Nirgends wird das so deutlich wie in Gestalt der 
Flüchtlinge, die in Europa Zuflucht suchen.

Der islamistische Terror 
plagt nicht nur den 
Mittleren Osten – er 
hat mitten im Herzen 
Europas zugeschla-
gen, in Brüssel und 
mehrfach bei unseren 
Freunden in Paris. Wir erleben ein globales 
Kräftemessen, ein neues Ringen um interna-
tionale Ordnung. In Europa müssen wir mit 
dem Rückfall Russlands in ein geopolitisches 
Konfrontationsdenken umgehen. Im Mittleren 
Osten toben Stellvertreterkriege, findet ein 
Ringen zwischen Iran und Saudi-Arabien um 
die Vorherrschaft in der muslimischen Welt 
statt. Und all das passiert, während Globali-
sierung, Digitalisierung und gefühlte Entgren-
zung scheinbar unaufhaltsam voranschreiten.

Angemessen auf all dies zu reagieren, ist eine 
Herausforderung. Da gibt es Stimmen, nicht nur 
hier bei uns in Deutschland, die es sich zu einfach 
machen. Ihre Antwort lautet etwa: „Lasst uns dicht 
machen! Die Welt kann mit ihren Problemen drau-
ßen bleiben.“ Aber Abgrenzung und Abschottung 
sind der völlig falsche Ansatz. Sie sind gefährlich, 
wo es um die Zukunft und den Zusammenhalt 
unseres Landes geht – und ebenso, wenn es um 
unsere Außenpolitik geht. Wir leben auf keiner 
Insel. Wir leben vom Export, von freien Märkten 
und offenen Grenzen. Abschotten, Rückzug ins 

Nationale, das ist die 
falsche Antwort für 
Deutschland – und erst 
recht für die starke deut-
sche Außenwirtschaft.

Klar ist für mich: Je 
vernetzter diese Welt 

und je ernster ihre Krisen, desto mehr müssen wir 
zusammenarbeiten und uns auf Partner jenseits 
unserer nationalen Grenzen verlassen können. 
Und tatsächlich hat das keine andere Region auf 
der Welt so lange und so erfolgreich eingeübt wie 
wir hier in Europa, in der Europäischen Union (EU). 
Es ist deshalb nicht nur naiv, es ist grob falsch 
zu denken, man könne auf Probleme wie die 
Terrorbedrohung, die Krisen in unserer Nachbar-
schaft oder das Migrationsmanagement in Europa 
nationale Antworten geben, die tragen. Zusam-

Deutsche Außenpolitik  
in einer unruhigen und vernetzten Welt
Warum es keine vernünftige Alternative zu beharrlicher Gesprächsbereitschaft  
bei der Lösung von Krisen und Konflikten gibt  |  Von Frank-Walter Steinmeier

Abschottung und Rückzug  
ins Nationale sind keine Lösung. 

Wir leben vom Export,  
von freien Märkten  

und offenen Grenzen.
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Dr. Frank-Walter Steinmeier, MdB, ist Bundesminister des Auswärtigen.  
Auf dem Tag des deutschen Familienunternehmens 2016 sprach er  
über die Rolle der Außenpolitik in einer krisen- und konfliktgeplagten  
und wie nie zuvor vernetzten Welt. DER HAUPTSTADTBRIEF dokumentiert  
seine Rede in einer gekürzten Fassung.
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menstehen und nicht auseinanderlaufen – das ist 
im Moment das Gebot der Stunde. Europäische 
Solidarität durchzubuchstabieren, etwa auch am 
Maßstab des Umgangs mit den Flüchtlingsbe-
wegungen, darum geht es jetzt. Bisher hat die 
EU immer bewiesen, dass sie aus ihren Krisen 
gestärkt hervorgeht – ob das auch in Zukunft 
so sein wird, davon darf allerdings nicht mit der 
gewohnten Sicherheit ausgegangen werden. 
Wir haben die Krisen der jüngeren Vergangen-
heit noch nicht bewältigt. Das zeigt das Beispiel 
Griechenland, das zeigt die Migrationsdebatte.

Immerhin: Vor einem halben Jahr hatten wir noch 
eine Situation, die in ein „Jeder gegen Jeden“ 
abzudriften drohte. Doch wir haben trotz aller 
Schwierigkeiten, Schritt für Schritt, gemeinsame 
Lösungen gefunden: Seenotrettung, Grenzsi-
cherung, EU-Türkei-Abkommen, Unterstützung 
für Griechenland. Und so haben wir im Ergebnis 
nicht nur deutlich weniger Zustrom von Flücht-
lingen, wir führen auch einen echten gemein-
samen Küstenschutz und Außengrenzschutz 
ein – eine Notwendigkeit, die wir zu Beginn des 
Schengen-Abkommens vernachlässigt hatten.

Gerade die Flüchtlingskrise macht deutlich, dass 
nationale Alleingänge keine Lösung ist. Denn die 
Migrationssituation zeigt, wie eng wir mit der Welt 
und die Teile der Welt untereinander verbunden 
sind. Das müssen wir bei unserem Umgang mit 
den aktuellen Herausforderung im Blick haben, 
nicht nur innerhalb Europas, sondern gerade auch 
mit Blick auf die Regionen, aus denen die Men-
schen zu uns kommen. Warum engagieren wir uns 
denn, um politische Lösungen für die Konflikte im 
Krisenboden Nordafrika-Mittlerer Osten auf den 
Weg zu bringen? Wir tun dies aus humanitärer, 
aus außenpolitischer Verantwortung. Aus Verant-
wortung für die Notleidenden vor Ort. Aber wir tun 
dies auch mit Blick nach innen, mit Blick auf die 
Flüchtlingssituation hier bei uns in Deutschland 
und Europa. Denn klar ist doch: Nur wenn wir hel-
fen, Lösungen zu finden für die blutigen Kriege, 
die Menschen aus ihrer Heimat zwingen, nur dann 
werden wir das Problem an der Wurzel packen 
und die Flüchtlingszahlen nachhaltig senken!

Keine Abschottung also. Sondern: Verantwor-
tung übernehmen. Helfen, Krisen und Konflikte 
zu lösen. Das ist keine einfache Arbeit. Wenn wir 

Krisen und Konflikte lösen: Hilfsmittel Flugzeug. Manchmal hilft es, die Konfliktparteien nach Berlin einzuladen und mit 
dem Flugzeug aus ihrem Land zum Gespräch in die deutsche Hauptstadt zu holen.
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dabei erfolgreich sein wollen, das haben wir – oft 
auch schmerzhaft – feststellen müssen, dann 
brauchen wir einen langen Atem, Geduld und 
Beharrlichkeit. Dass sich diese Beharrlichkeit 
aber auszahlen kann, das zeigt das Beispiel Iran. 
Im Konflikt mit dem Iran zu seinem Atompro-
gramm haben wir sage und schreibe 12 Jahre lang 
verhandelt. Jahre, in denen wir mehr als einmal 
am Rande eines Krieges standen. Im vergange-
nen Sommer ist uns eine Einigung gelungen. Ich 
erinnere mich gut an diesen Moment. Da stand 
ein erfahrener amerikanischer Außenminis-
ter mit Tränen in den Augen und sagte: „Liebe 
Freunde, wir sollten nicht unterschätzen, was 
hier heute passiert. Wir unterschreiben hier nicht 
ein Dokument, sondern wir haben vermutlich 
einen Krieg verhindert!“

Es gibt keinen noch so 
schweren Konflikt, in dem 
nicht zumindest winzige 
Ansätze sind, wie man die 
Konfliktparteien mitein-
ander ins Gespräch brin-
gen kann. Beharrlichkeit 
ist oft eine entscheiden Voraussetzung dafür, 
dass es vorangehen kann, dass man auch nach 
Rückschlägen noch zum Erfolg kommt. Klar ist 
für mich: Wir dürfen dabei nicht nach Zeitungs-
überschriften schielen. Oft scheinen heute 
nur noch schrille Töne Medienaufmerksamkeit 
zu generieren. Ich aber habe die Erfahrung 
gemacht, dass noch kein Konflikt im Wettstreit 
an den Mikrophonen entschieden worden ist, 
sondern dass je lauter und schriller die Spra-
che wird, die Chance auf gesichtswahrende 
Lösungen für Konfliktparteien nur kleiner wird.

Deshalb habe ich auch im Konflikt in der Ost
ukraine von Anfang darauf beharrt, dass wir nur 
am Verhandlungstisch weiterkommen. Klar ist: 
Es gibt keine Frage über die Völkerrechtswid-
rigkeit der Annexion der Krim. Vor anderthalb 
Jahren gab es eine Riesendiskussion: Ist es 
richtig, den Verhandlungsweg zu suchen, oder 
erledigen wir das Ganze dadurch, dass wir die 
ukrainische Armee aufrüsten? Ich habe auf dem 

Verhandlungsweg beharrt. Man braucht sich nur 
in Erinnerung zu rufen, welches Gefahrenpoten-
zial in diesem Konflikt in der Ukraine eigentlich 
steckt. Heute reden wir über einen Konflikt, der 
auf die Donbass-Region begrenzt ist. Vor dem 
Minsker Abkommen aber drohte dieser Konflikt 
sich auszudehnen. Der erste entscheidende 
Erfolg von Minsk war, dass eine „Containment“-
Strategie dahingehend gelungen ist, dass der 
Konflikt auf eine Region begrenzt wurde.

Trotzdem will ich nichts beschönigen: Die Sicher-
heitslage insgesamt ist nach wie vor unbefrie-
digend. Die Fortschritte im politischen Prozess 
sind bei weitem nicht ausreichend. Aber auch 
das darf kein Grund sein, unsere Bemühungen 

einzustellen. Solange 
die beteiligten Parteien 
sagen, Minsk bleibt einzige 
Option, solange werde ich 
weitermachen, selbst wenn 
die Fortschritte mühsam 
sind! Und die Sanktionen? 
Ihr Ziel war und ist es, 
eine Verhaltensänderung 

zu bewirken. Das – die Rückkehr Russlands an 
den Verhandlungstisch nämlich – ist in Minsk 
zum ersten Mal gelungen. Nun verfahren wir 
nach dem Prinzip „Alles oder nichts“. Das heißt, 
erst wenn das letzte Komma und der letzte 
Punkt des Minsker Abkommens umgesetzt sind, 
können wir darüber nachdenken, ob wir auch 
einen Abbau der Sanktionen angehen. Die-
ses „Alles oder nichts“-Prinzip enthält jedoch 
offenbar nicht genügend Anreize, tatsächlich 
das Abkommen beschleunigt umzusetzen.

Deswegen bin ich dafür, darüber nachzuden-
ken, ob es nicht eine intelligentere Anwendung 
des Minsker Abkommens und des Sanktionsre-
gimes gibt. Indem wir signifikante Schritte in 
der Umsetzung des Abkommens an ein schritt-
weises Eintreten für den Abbau der Sanktionen 
koppeln, könnte sich ein Anreiz ergeben, der 
den Gesamtprozess, in dem wir uns befin-
den, sogar beschleunigt. Denn die Frage, ob 
Russland Freund und Partner oder Gegner ist, 

Es gibt keinen  
noch so schweren Konflikt,  

in dem nicht  
zumindest Ansätze sind,  
wie man ein Gespräch  

erreichen kann.
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ist müßig. Entscheidend ist und bleibt, dass 
Russland ein riesiger Nachbar ist, den wir in 
der europäischen Politik nicht völlig ignorie-
ren können. Deswegen brauchen wir den kriti-
schen Dialog mit Russland – nicht nur über die 
Ukraine und das deutsch-russische Verhältnis. 
Sondern auch zu Syrien, Libyen, Nagorny-
Karabach und vielen anderen Baustellen.

Ob mit Blick auf Europa, Ukraine, auf Syrien oder 
den Irak: Abschottung, Raushalten, Resignieren, 
das ist keine Lösung. Sondern wir müssen unsere 
Gesprächskanäle offen halten, wir müssen sie 
nutzen. Und wo solche Kanäle noch nicht beste-
hen, da müssen wir versuchen, sie  zu schaffen! 
Was das ganz konkret heißen kann, dazu eine 
kleine Geschichte: Sie handelt von Libyen. Nur 
wenige Seemeilen von Europas Küste entfernt, 
haben da bis zuletzt an die hundert bewaffnete 
Gruppen einander bekämpft, während der Staat 
im Chaos versinkt und tausende Flüchtlinge von 
Schlepperbanden aufs Mittelmeer geschickt 
werden. In dieser Situation haben wir im letzten 
Sommer gesagt: Lasst uns mindestens versu-
chen, die wesentlichen Konfliktparteien an einen 

Tisch zu bekommen. Also haben wir zunächst die 
wesentlichen Gruppen identifiziert, dann haben 
wir sie zu Gesprächen nach Berlin eingeladen.

Wir haben ihnen ein Flugzeug nach Tripolis 
geschickt, um sie abzuholen. Aber, wie so oft im 
Alltag der Außenpolitik: Wir hatten es mit tief 
verfeindeten Gruppierungen zu tun, die bisher 
nur aufeinander geschossen und nie miteinan-
der gesprochen haben – und die sich weigerten, 
ins selbe Flugzeug zu einsteigen. Sie wollten 
jeder ein eigenes. Wir haben das verweigert, 
und errangen einen ersten Teilerfolg: Sie sind 
zusammen geflogen. Als sie abends in Tegel 
gelandet sind, wollte jede Gruppe sofort in ihr 
jeweiliges Hotel. Aber wir sagten, dass wir sie 
alle zum Abendessen einladen. Sie gingen dar-
auf ein – und wir hatten uns gut vorbereitet: Das 
Abendessen gab es auf  einem Spreedampfer. Da 
kann keiner weg. So sind wir drei Stunden lang 
die Spree hoch und runter geschippert, und das 
Boot hat erst angelegt, nachdem sie miteinander 
gegessen und geredet haben. Und am nächsten 
Morgen konnten wir dann auch die politischen 
Gespräche anfangen.� ◆

Krisen und Konflikte lösen: Hilfsmittel Flussdampfer. Meist hilft es, wenn Konfliktparteien miteinander reden, statt aufein-
ander zu schießen. Eine Dampferfahrt garantiert ein Gespräch, das keiner so schnell verlässt.
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Wir erleben derzeit große Turbulenzen und große 
Herausforderungen – aber wir erleben auf der 
europäischen Ebene auch eine Stabilisierung. Die 
Europäische Union (EU) ist bereits mehrfach von 
globalen Kräften einem Belastungstest unterzo-
gen worden. Nach der internationalen Finanzkrise 
kam die Eurokrise und mit ihr die Frage an uns: 
Wie sicher ist denn eure gemeinsame Währung? 
Ihr habt zwar einen Stabilitäts- und Wachstums
pakt, aber wie weit seid ihr eigentlich bereit, 
für diese gemeinsame Währung einzutreten? 
Wir waren herausgefor-
dert, statt einer reinen 
Vergemeinschaftung von 
Schulden und Lasten die 
Gewährung von Hilfe an 
Eigenanstrengungen zu 
koppeln. Denn wir kön-
nen und dürfen nicht mit 
völlig unterschiedlichen 
strukturellen Ansätzen ganz unterschiedli-
che Wirtschaftspolitiken betreiben, die nicht 
zu einer Konvergenz führen, aber letztlich die 
Lasten und die Schulden vergemeinschaften. 
Das war ein harter Kampf, und er geht weiter. 
Aber ich glaube, dass wir auf dem eingeschla-
genen Weg eine Menge erreicht haben.

2015 begann mit der Migrationskrise eine andere 
Art von Belastungstest, und sie warf die Frage 

auf: Seid ihr in der Lage – in eurem Gebilde, das 
ja kein Staat ist, sondern ein Zusammenschluss 
von Staaten, die einige Kompetenzen weggege-
ben haben –, im Schengen-Raum eure Außen-
grenzen zu schützen? Bereits vorher hatten wir ja 
schon viele Flüchtlinge beziehungsweise Asylbe-
werber, vor allem aus den Staaten des westlichen 
Balkans. Dieses Problem konnten wir schrittweise 
lösen. Aber dann entstand dieser große Druck 
durch Flüchtlinge, die im Wesentlichen über die 
Türkei nach Europa kamen und – so, wie wir 

es jetzt im Augenblick 
erleben – aus Libyen.

Der Schengen-Raum ist ein 
von uns allen geschätzter 
Raum, der uns Niederlas-
sungsfreiheit und Reise-
freiheit ermöglicht. Seine 
Grenze beginnt quasi am 

Nordpol und führt zunächst an Russland und 
Weißrussland vorbei zur Ukraine. Gegenüber 
Bulgarien am Schwarzen Meer liegt Georgien. 
Dann kommen wir zur Türkei. Nach der Türkei 
kommt Syrien. Syrien wiederum ist Nachbar von 
Zypern. Dann geht es weiter über Libanon, Israel, 
Ägypten, Libyen, Tunesien und Algerien bis nach 
Marokko. Die Außengrenze des Schengen-Raums 
verläuft also von Norwegen bis nach Marokko. 
Damit haben wir eine ziemlich geballte Ladung 

Aus der Migrationskrise lernen heißt,  
die Außengrenzen der EU zu schützen
Eine gemeinsame Währung und einen gemeinsamen Binnenmarkt in der EU  
kann es nur geben, wenn wir die Außengrenzen schützen  
und im Inneren Freizügigkeit gewährleisten  |  Von Angela Merkel

Entlang der  
Schengen-Außengrenzen  
haben wir eine ziemlich  

geballte Ladung  
von nicht unkomplizierten 

Nachbarschaften.
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Dr. Angela Merkel ist Bundeskanzlerin. Beim Tag des deutschen  
Familienunternehmens 2016 sprach sie über die zahllosen Anforderungen  
an die deutsche Politik, im europäischen Rahmen und weltweit,  
und schilderte die Lösungsansätze ihrer Regierung. DER HAUPTSTADTBRIEF  
gibt jenen Teil ihrer Ausführungen wieder, in dem sie  
die Maßnahmen zur Behebung der Migrationskrise vorstellt.
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von nicht unkomplizierten Nachbarschaften. Das 
zeigt, wie sehr es auch im Interesse Europas 
ist, all die Konflikte, die im mediterranen Raum 
bestehen, zu lösen und uns aktiv –wahrschein-
lich in Zukunft noch aktiver – einzumischen.

Die Kontrolle von Außengrenzen erweist sich an 
Landgrenzen noch als relativ einfach. Die Kontrolle 
von Außengrenzen dort, wo man eine Wasser-
grenze hat, aber ist komplizierter. Ohne Hilfe der 
Nachbarschaft lassen sich Wassergrenzen sehr 
schwer kontrollieren. Das heißt, man muss Abma-
chungen treffen. Deshalb ist das Flüchtlingsab-
kommen mit der Türkei eine Abmachung, die ich 
für zwingend halte. Übrigens haben Spanien und 
Portugal schon seit Jahren Abmachungen mit Sene-
gal, Marokko und Algerien, um eine faire Lastentei-
lung zwischen den jeweiligen Nachbarn im Zusam-
menhang mit Flüchtlingskrisen zu bekommen.

In Syrien ist etwa die Hälfte der Bevölkerung 
auf der Flucht – zirka 11 Millionen Menschen, 
davon rund 6 Millionen innerhalb Syriens und 
mindestens 5 Millionen außerhalb. Diese vertei-
len sich im Wesentlichen auf die Türkei mit fast 
3 Millionen Flüchtlingen sowie auf Libanon und 
Jordanien. Der Libanon hat knapp 5 Millionen 
Einwohner und hatte zeitweise über 1,5 Millionen 

Flüchtlinge. Die EU hat sich über Jahre für dieses 
Thema nicht interessiert. Wir haben auch Fehler 
gemacht. So mussten Mitte 2015 die Lebensmit-
telrationen, die das Welternährungsprogramm der 
Vereinten Nationen (WFP) für syrische Flüchtlinge 
in Jordanien und im Libanon bereitstellt, auf 13 
US-Dollar monatlich halbiert werden. Bedenkt 
man, dass die Kinder in den Flüchtlingslagern 
auch keine Schulbildung bekommen, und das 
vielleicht schon seit Jahren, dann verwundert 
es nicht, dass Menschen sich überlegen: Was 
kann ich für mich und meine Familie tun?

Ich glaube, niemand verlässt leichtfertig seine 
Heimat. Ich glaube, dass es gut ist, wenn Flücht-
linge in der Nähe ihrer Heimat bleiben können. 
Deshalb ist es richtig, der Türkei 3 Milliarden 
Euro zur Verfügung zu stellen, damit sie an der 
türkisch-syrischen Grenze vernünftige Lebens-
bedingungen für die vielen syrischen Flücht-
linge schaffen kann. Es muss der Anspruch 
von Staaten sein – immerhin sind die Türkei, 
Griechenland und wir alle in einem militärischen 
Bündnis –, legale Lösungswege zu finden und 
auf legalem Wege Lastenteilungen durchzufüh-
ren. Illegale Machenschaften von Schleppern 
dürfen nicht darüber bestimmen, wie viele Men-
schen zu uns kommen und wie viele nicht.

Afrika ist so nah: Ein Blick von Spanien auf die marokkanische Küste über die Meerenge von Gibraltar hinweg zeigt es.  
Der Schengen-Raum hat hier eine Wassergrenze. Sie lässt sich nicht so einfach kontrollieren wie eine Landgrenze. Zur 
Sicherung von Wassergrenzen bedarf es der Kooperation mit den Anrainern. Spanien und Portugal unterhalten schon seit 
Jahren, bisher weitgehend unbemerkt, diesbezügliche Abmachungen mit Marokko, Algerien und Senegal. Über die Meer-
enge von Gibraltar gelingt keine illegale Migration mehr.
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Natürlich müssen wir auch weiter daran arbeiten, 
dass sich die Zahl der zu uns kommenden Flücht-
linge reduziert. Es stellt sich nur die Frage: Wie? 
An der deutsch-österreichischen Grenze, an der 
mazedonisch-griechischen Grenze? Letzteres hat 
den Nachteil, dass die Flüchtlinge dann in Grie-
chenland sitzen. Griechenland hat 10 Millionen 
Einwohner. Es sind dort in den Monaten zwischen 
der Finalisierung des EU-Türkei-Abkommens und 
der Schließung der mazedonisch-griechischen 
Grenze von mazedonischer Seite aus je 50 000 
Flüchtlinge angekommen. Man müsste das mit 8 
multiplizieren, um auf den gleichen Prozentsatz 
von Flüchtlingen je Einwohner in Deutschland 
zu kommen – das wären 400 000 je Monat. 
Unsere höchste Flüchtlingszahl in einem Monat 
war 211 000. Durch 
diesen Vergleich lässt 
sich ermessen, was 
die Situation für Grie-
chenland bedeutet. 
Griechenland ist Teil 
des Schengen-Raums, 
und Griechenland 
ist auf Freizügigkeit angewiesen – nicht 
zuletzt wirtschaftlich durch den Tourismus.

Wir müssen versuchen, eine Lösung an den 
Außengrenzen zu bekommen und nicht irgendwo 
innerhalb des Schengen-Raums, sonst ist es 
keine europäische Lösung. Meine These ist – und 
deshalb war es richtig, zu warten und trotzdem 
daran zu arbeiten, die Zahl der Flüchtlinge zu 
reduzieren –, dass eine gemeinsame Währung 
und ein gemeinsamer Binnenmarkt nur dann 
funktionieren können, wenn wir auch wirklich 
die Außengrenzen schützen und im Inneren 

Freizügigkeit bestehen lassen. Das ist in unse-
rem tiefsten wirtschaftlichen Interesse – und 
darum ging und geht es. Gleichzeitig müssen 
wir die Fluchtursachen bekämpfen und legale 
Wege finden, wie Menschen zu uns kommen 
können: über von Staaten bestimmte und 
nicht von Schleppern determinierte Wege.

Jetzt werden wir Abkommen wie das mit der 
Türkei mit vielen weiteren Ländern schließen 
müssen. Wir müssen mit afrikanischen Ländern 
reden, mit Ägypten und auch mit Libyen – das 
schließt dort das Werben um eine Einheitsre-
gierung mit ein –, aber auch mit dem Niger und 
anderen Ländern, über die oder aus denen Flücht-
linge kommen. Wir müssen klar machen: Wir als 

Staaten bestimmen, wer 
zu uns kommt, welche 
humanitären Kontin-
gente es gibt und wo es 
in unserem Interesse 
ist, Einwanderung von 
Fachkräften zu haben.

Dahin zu gelangen, wo wir jetzt stehen, hat einige 
Monate gedauert – aber ich glaube, es war den 
Einsatz wert. Wir sind jedoch noch nicht am Ende 
dieser Arbeit. Vor allem, was die afrikanische 
Küste anbelangt, haben wir noch sehr viel zu tun. 
Die Bedingungen dort sind hinreichend kompli-
ziert. Wir werden außerdem mehr für Entwick-
lungshilfe ausgeben müssen, wir werden uns um 
die Konflikte in unserer Nachbarschaft stärker 
kümmern müssen, wir werden mit dafür sorgen 
müssen, dass Menschen dort, wo sie geboren 
sind und wo sie leben, vernünftiger leben können 
als heute.� ◆

Wir müssen versuchen,  
eine Lösung an den  

Außengrenzen zu bekommen – 
sonst ist es keine  

europäische Lösung.
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Donnerstag, 21. Juli, 19.30 Uhr

First Night – Die Jubiläumsgala
Highlights aus 25 Jahren

In Zusammenarbeit mit dem Rundfunk Berlin–Brandenburg (rbb)

– Großes Feuerwerksfinale –

Freitag, 22. Juli, 19.30 Uhr

Wiener Blut – von Strauß bis Udo Jürgens
Traummelodien aus Oper, Operette, Musical & Austropop

Samstag, 23. Juli, 19.30 Uhr

Die Welt der Oper in Licht und Feuer
Die große Operngala mit Werken von Verdi, Rossini, Wagner, Donizetti, Bizet

Sonntag, 24. Juli, 19.30 Uhr
25 Jahre – Das Konzerthausorchester gratuliert

Gershwin, Bernstein & Friends
Cameron Carpenter, Ray Chen u.v.m.

Montag, 25. Juli, 19.30 Uhr

Chris de Burgh
Ein Weltstar gratuliert zum 25. Jubiläum
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Der enorme Anstieg der Flüchtlingszahl hat 
2015 die Politik und die Bürger intensiv beschäf-
tigt – und wird es 2016 auch weiter tun. Vom 
Umfeld der Bundeskanzlerin bis zum Kreisrat 
drehen sich die Debatten um die damit einher-
gehenden Fragen: Wie beschleunigen wir die 
Verfahren? Wer wird ausgewiesen? Wie können 
Bleibeberechtigte am schnellsten integriert 
und wo können sie untergebracht werden?

Begleitet werden diese Fragen immer noch von 
dem Gedanken: Wer soll das alles bezahlen? Wer 
investiert wie viel in Integrationskurse, Arbeits-
plätze, Kitaplätze? 
Und: Wie finanzieren 
wir das – neben den 
Leistungen für die 
Menschen unseres 
Landes? Die Rechnung 
begann mit vielen Unbe-
kannten, die Entwick-
lung führte aber sehr schnell zu einer Über-
forderung der Länder und Kommunen. Nach 
und nach beteiligte sich der Bund daher 
immer stärker an deren Kosten und diskutiert 
weiterhin über mögliche Aufstockungen.

Die Kostenteilung zwischen Bund und Ländern 
ist in der Theorie simpel: Das Grundgesetz 
besagt in Artikel 104a Satz 1, dass der Bund 
und die Länder jeweils die Kosten tragen, die 
sich aus ihrem Aufgabenbereich ergeben. Die 

Finanzverantwortung für die Kommunen tragen 
die Länder. In den Aufgabenbereich des Bundes 
fällt die Durchführung der Asylverfahren durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF). Für die Unterbringung und die Exis-
tenzsicherung von Asylbewerbern sind dagegen 
die Bundesländer zuständig. Doch hier zeich-
nete sich die finanzielle Überforderung sehr 
früh ab. Um dem entgegenzutreten, haben die 
Bundesregierung und die Ministerpräsidenten 
einige Entlastungsmaßnahmen vereinbart.

Die erste Einigung erfolgte bereits im Dezem-
ber 2014. Der Bund 
gewährte den Ländern 
eine pauschale Ent-
lastung in Höhe von 
500 Millionen Euro. 
Schon im Juni 2015 
beschlossen Bund und 
Länder, diesen Betrag 

zu verdoppeln, im September 2015 wurde er auf 2 
Milliarden Euro erhöht. Zugleich hat der Bund eine 
strukturelle, dauerhafte und dynamische Beteili-
gung an den gesamtstaatlichen Kosten zugesagt. 
Im Rahmen dieser Zusage zahlt der Bund seit dem 
1. Januar 2016 für jeden Flüchtling 670 Euro monat-
lich für den Zeitraum von der Registrierung bis 
zur Erteilung eines Bescheides durch das BAMF.

Als weitere Entlastungsmaßnahme erhalten die 
Länder seit 2016 für jeden abgelehnten Asylbewer-

Die Kostenseite der Migration
Die Folgekosten der Massenzuwanderung tragen überwiegend die Länder und 
Kommunen, und deren Überforderung war früh absehbar. Entlastungsmaßnahmen 
des Bundes lindern das Problem, lösen es aber nicht  |  Von Tobias Zech

Bayern stellt 2015 und 2016  
in seinem Haushalt  

insgesamt 4,5 Milliarden Euro  
für Asylausgaben  

zur Verfügung.
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Tobias Zech ist Bundestagsabgeordneter der CSU aus Garching an der Alz  
im Landkreis Altötting. Er ist Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales  
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wo einer seiner Schwerpunkte  
Armutsmigration und Zuwanderung ist. Für den HAUPTSTADTBRIEF legt er  
am Beispiel Bayerns dar, warum auch ein finanzkräftiges Bundesland  
jetzt schon unter den immens gewachsenen Asylausgaben ächzt.
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ber einen Pauschalbetrag von 670 Euro im Monat. 
Neben einer generellen Unterstützung zur Ver-
besserung der Kinderbetreuung leistet der Bund 
zudem einen Beitrag zu den Kosten für unbeglei-
tete Minderjährige in Höhe von 350 Millionen Euro 
jährlich. Das klingt nach einer großen Summe, ist 
aber allein in Bayern nur ein Teil der Kosten: Dort 
werden 2016 für die unbegleiteten Minderjährigen 
zirka 630 Millionen Euro ausgegeben werden.

Erhöhte Bundesmittel in Höhe von 500 Millionen 
Euro jährlich fließen auch in den Neubau von 
Wohnungen und in die Ausweitung des Bestands 
an Sozialwohnungen. Doch trotz all dieser Unter-
stützung von Seiten des Bundes stöhnen die 
Länder weiterhin unter der enormen Kostenlast. 
Denn, am Beispiel Bayerns: Unter dem Strich 
beteiligt sich der Bund hier 2016 gerade einmal 
mit 17 Prozent an den anfallenden Ausgaben.

Die Länder müssen die vom Bund erhaltenen 
Gelder nicht an die Kommunen weitergeben. Sie 
sind dazu nicht verpflichtet, weshalb die dies-
bezügliche Handhabung sehr unterschiedlich 
ist. Hessen, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz 
zahlen beispielsweise eine Jahrespauschale pro 
Flüchtling – wobei sich die Zahl der ankommen-
den Flüchtlinge nur schwer abschätzen lässt. 
Bayern hingegen erstattet den Kommunen die 
Kosten für Unterbringung und Versorgung der 
Asylbewerber vollständig. Dazu gehören die 

Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz sowie die 
Unterbringung in Gemeinschafts-
unterkünften und dezentralen 
Unterkünften. Erstaufnahmeein-
richtungen und Notunterkünfte 
sind Einrichtungen der Regierung 

und werden vom Freistaat direkt finanziert. 
Zudem trägt der Freistaat die gesamten Kosten 
für die unbegleiteten minderjährigen Flücht-
linge. Nach Bedarf wird den Landratsämtern 
außerdem staatliches Personal zugewiesen.

Bayern unterstützt seine Kommunen also in über-
durchschnittlicher Weise – und dank einer soli-
den Haushaltspolitik konnte es die Kosten bisher 
schultern. Der Freistaat Bayern stellt 2015 und 2016 
insgesamt 4,5 Milliarden Euro im Haushalt für Asyl-
ausgaben zur Verfügung. Gegenüber 2015 hat er 
seine Ausgaben für 2016 etwa verdreifacht. Bisher 
gab die bayerische Haushaltspolitik das her – ein 
weiterhin anhaltender, ungeregelter Flüchtlingszu-
zug aber wird den Haushalt ohne Neuverschuldung 
zwangsläufig gefährden. Wir müssen daher drin-
gend weiterhin – im Interesse der Kommunen und 
der Länder ebenso wie im Bundesinteresse – an 
einer Regulierung der Zuwanderung arbeiten und 
Europa diesbezüglich mehr in die Pflicht nehmen. 
Gelingt uns das nicht, kann Deutschland und 
können insbesondere seine Kommunen die Kosten 
dieser Krise nicht meistern.� ◆

Finanziell ein schwerer Brocken: die 
Sonderkosten für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge. Der Bund hat zwar 
seine Finanzhilfen an die Länder im Zuge 
der Migrationskrise stetig anpasst und 
erhöht – für unbegleitete Minderjährige 
sind es nun 350 Millionen Euro jährlich –, 
allein in Bayern werden 2016 jedoch für 
diese Personen rund 630 Millionen Euro 
aufzuwenden sein.

Seine politischen Absichten 
vermittelt unser Autor Tobias 
Zech auch auf seiner Website. 
Im nunmehr 43. Videoblog 
spricht er über seinen Antrag 
zur Bekämpfung der Fluchtursa-
chen: www.tobias-zech.de
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Das Buch Völkerwanderung beginnt mit einer 
historischen Betrachtung, die für die Debatte über 
Migration sehr wichtig ist. Es wird heute verbrei-
tet so getan, als sei Einwanderung das Normale. 
Nichts ist falscher als das – Einwanderung in 
großem Stil war eine historische Ausnahme. 
Nach der Völkerwanderung, in deren Verlauf sich 
das Römische Reich auflöste, gab es innerhalb 
von Europa Binnenkriege und andere Krisen, es 
gab aber keine nennenswerte Einwanderung von 
außerhalb Europas. Die gibt es erst seit ganz 
wenigen Jahrzehnten. 
Sie ist eine Ausnahme 
und nicht die Regel.

Das Buch von Václav 
Klaus und seinem 
Koautor Jiří Weigl, um 
das vorweg klarzu-
stellen, ist nicht einwanderungsfeindlich. Das 
wäre ja auch Unsinn. Ich trage einen französi-
schen Nachnamen, die beiden Autoren tragen 
deutsche Nachnamen, und dies vermutlich 
nicht von ungefähr. Selbstverständlich müssen 
Menschen aus- und einwandern können – weil 
ihre beruflichen Fähigkeiten anderswo nach-
gefragt werden, weil sie ihr Glück anderswo 
suchen, weil sie ins Ausland heiraten. Es geht 
also nicht darum, dass sich Länder auf einmal 
gegeneinander abschotten wollen oder sollen.

Aber Einwanderung und Asyl sind zweierlei. Und, 
um auch das klarzustellen: Die Gewährung von 
Asyl ist etwas, das weder die Autoren noch ich 
auch nur im Mindesten in Frage stellen. Was jedoch 
im Augenblick geschieht, dass nämlich unter 
dem Vorwand der Asylsuche eine große, letztlich 
wirtschaftlich motivierte Masseneinwanderung 
stattfindet – das ist ein ganz anderes Thema.

Menschen sind bestrebt, ihr Schicksal in die Hand 
zu nehmen und ihre Lebensumstände zu verbes-

sern. Das kann ihnen 
keiner vorwerfen. Die 
Autoren sprechen hier 
von individueller Mig-
ration, die sie von der 
Massenmigration seit 
Beginn des Sommers 
2015 unterscheiden. 

Diese Migrationskrise, so nennen sie es, wurde 
ausgelöst durch politische Entscheidungen oder 
Nichtentscheidungen in Europa – insbesondere 
mit der verfehlten Konstruktion des Schengen-
Raums. Wo auf innere Grenzen verzichtet wird, 
muss es äußere Grenzen geben. Diese Logik aber 
sah man von vornherein nicht – und setzte sie 
dann 2015 noch explizit außer Kraft. Die Migra-
tionskrise ist letztlich nicht Ergebnis von Prob-
lemen im Nahen Osten und in Afrika – sie ist ein 
von EU-Politikern selbst verursachtes Problem.

Diese Form der Einwanderung  
brauchen wir nicht
Die derzeitige                                 in die EU ist hausgemacht –  
Gedanken zum gleichnamigen Buch des ehemaligen Präsidenten Tschechiens,  
Václav Klaus  |  Von Thilo Sarrazin

Derzeit findet unter dem  
Vorwand der Asylsuche  

eine große, letztlich  
wirtschaftlich motivierte  

Masseneinwanderung statt.
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Von 2002 bis April 2009 war er Finanzsenator im Berliner Senat und anschlie-
ßend bis September 2010 Mitglied des Vorstands der Deutschen Bundesbank. 
Zuletzt erschien im April 2016 sein Buch Wunschdenken.  
Im HAUPTSTADTBRIEF beleuchtet er das neue Buch von Václav Klaus  
Völkerwanderung. Kurze Erläuterung der aktuellen Migrationskrise.

Völkerwanderung
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Schlechte Noten für die Flüchtlingspolitik: Eine aktuelle Umfrage des amerikanischen Meinungsforschungsinstituts Pew 
Research Center in zehn EU-Staaten zeigt, wie unzweideutig gering die Zustimmung für den Kurs der EU in der Migrations-
krise ist – in Deutschland zeigten sich 67 Prozent der Befragten unzufrieden damit, sowohl im Norden in Schweden wie im 
Süden in Griechenland liegt die Ablehnungsrate bei weit über 80 Prozent.

Nein zur Politik der offenen Grenzen
Die Unzufriedenheit in der EU mit der Flüchtlingspolitik ist hoch

zufrieden mit dem Umgang der EU mit der Flüchtlingskrise
nicht zufrieden mit dem Umgang der EU mit der Flüchtlingskrise

Angaben in Prozent
Quelle: Pew Research Center

Infografik: MZ © DER HAUPTSTADTBRIEF 2016

Völkerwanderung stellt zu Recht die Frage: Brau-
chen wir überhaupt Einwanderung im großen 
Stil? Das wird gern bejaht und mit dem Argument 
des Wohlstands begründet. Das aber ist unsin-
nig. Wohlstandfördernd ist Einwanderung nur 
dann, wenn die Einwanderer mehr können als die 
Bewohner des Landes, in das sie einwandern. 
Können sie weniger, wird das immer auf Kosten 
des allgemeinen Wohlstands gehen. Ebenso wenig 
brauchen wir Einwanderung aus demografischen 
Gründen. Nicht die Bevölkerungszahl ist von 
Belang, sondern was die Bevölkerung tut, was sie 
kann, welchen Bildungsstandard sie hat. Deshalb 
ist die unverdrossen wiederholte Forderung, wir 
bräuchten Einwanderung, um demografische Ziele 
zu erreichen, in dieser vereinfachten Form Unfug.

Auch auf EU-Ebene, so kritisieren Václav 
Klaus und Jiř í Weigl, seien anstelle von prag-

matischen Beschlüssen zur Bewältigung der 
Krise vor allem „Phrasen zu hören wie die, 
das Rezept sei noch mehr Europa, noch mehr 
Zentralisierung“. Da bin ich weniger skeptisch 
als die Autoren; denn zentral oder weniger 
zentral ist nicht eigentlich die Frage. Es gibt 
Zentralstaaten, auch große Zentralstaaten, die 
funktionieren. Es gibt kleine föderale Staaten, 
die nicht funktionieren. Es kommt darauf an, 
dass die Regelungen eine innere Logik haben.

Für die EU gilt: Die Zollunion war gut, der 
gemeinsame Wirtschaftsraum war richtig. 
Aber schon die gemeinsame Währung kann 
real eigentlich nur in einer EU funktionieren, 
die sogar noch wesentlich zentraler ist als die 
augenblickliche – weshalb die Sache meiner 
Meinung nach auch auf Dauer nicht gelingen 
wird. Ähnliches gilt auch für eine gemeinsame 
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Einwanderungspolitik oder ein gemeinsa-
mes Grenzregime. Entweder werden wirklich 
Kompetenzen zentralisiert, dann kann die EU 
zu einem Modell kommen, das funktioniert. 
Wenn dies nicht möglich ist, dann muss die 
EU zu einem Punkt zurück, von dem aus die 
Dinge weniger zentral gestaltet werden.

Gerade beim Themenkomplex Einwanderung, 
Grenzkontrollen, Niederlassungsfreiheit und 
Verteilung von Flüchtlingen im Schengen-Raum 
ist nicht zu übersehen, wie die ungelösten Fra-
gen jetzt aufbrechen. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass die EU nur funktionieren wird, 
wenn man entweder ein Stück zurückgeht mit 
der Zentralisierung – das ist die Position von 
Václav Klaus und Jiří Weigl –, oder indem man 
sagt: Da wir nun schon so weit sind, müssen 
wir weiter, hin zu einem europäischen Innen-
ministerium, zu einem europäischen Asylrecht. 
Das wäre der Weg, den ich mir denken kann, 

auch wenn ich keine sehr hohe Wahrschein-
lichkeit für seine Verwirklichung sehe.

In der Mitte stehen bleiben können wir jedenfalls 
nicht. Das ist wie ein Mensch, der gerade über 
einen Abgrund springt und mitten im Sprung auf 
einmal denkt: Hier könnte ich eigentlich verwei-
len. Das wird nicht funktionieren. Er wird nur 
diesseits oder jenseits des Abgrunds überleben. 
Sich bei diesem Sprung zu entscheiden, ist das 
Hauptproblem mit der Zentralität in der EU.� ◆

Menschen sind bestrebt, ihr Schicksal in die Hand zu nehmen und ihre Lebensumstände zu verbessern, erst recht,  
wenn in ihrer Heimat Krieg und Not herrschen. Das kann ihnen keiner vorwerfen. Die gegenwärtige Migrationskrise  
aber ist eine Massenwanderung mit ungewissen Langzeitfolgen, und sie ist letztlich ausgelöst durch politische  
Fehlentscheidungen in der EU.

Diese Betrachtung unseres Autors  
Dr. Thilo Sarrazin basiert auf seinem  
Vortrag, den er anlässlich der Buch
vorstellung von Völkerwanderung  
am 3. Juni in Berlin hielt.

Völkerwanderung. Kurze Erläuterung der 
aktuellen Migrationskrise. Von Václav 
Klaus und Jiř í Weigl. Aus dem Tschechi-
schen übertragen von Andrea Schneider. Edition Sonderwege, 
Waltrop 2016. 95 Seiten, 12,80 Euro. www.manuscriptum.de/
verlage/edition-sonderwege
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These 1 Pegida ist nichts Homogenes, sondern 
eine durch Gemeinschaftserlebnisse zusammen-
gehaltene Koalition von Leuten mit ähnlichen 
Ansichten in unterschiedlicher Akzentuierung.

Pegida ist keine „soziale Bewegung“. Es 
handelt sich schlicht um ein organisiertes, 
periodisches Demonstrationsgeschehen, 
das ähnlich Gesinnte zu solidarisierenden 
Gemeinschaftserlebnissen versammelt.

Es sind bei Pegida 
vier „soziale Kreise“ 
zu unterscheiden:
•	 die wechselnde, 

ihrerseits nicht span-
nungsfreie Gruppe 
der Organisatoren;

•	 die um einen harten 
Kern herum wech-
selnden Demonstrationsteilnehmer;

•	 Pegida-Anhänger, die sich im Internet 
– etwa auf Facebook – äußern und von 
„Straßen-Pegida“ markant unterscheiden;

•	 Pegida-Sympathisanten, die außer-
halb Dresdens so gut wie keine Chance 
haben, öffentlich in Erscheinung zu 
treten, dies aber sehr wohl deutsch-
landweit als Anhänger oder Wähler der 
Alternative für Deutschland (AfD) tun.

Hat sich Pegida zunehmend radikalisiert? Ja, 
soweit das die Stimmung bei den Demons-
trationen betrifft, die Ablehnung weiterer 
Zuwanderung und des Islams oder die Empö-
rung über alle in Politik, Medien und Zivil-
gesellschaft, die sich auf Pegidas Anliegen 
und Sichtweisen nicht einlassen wollen.

These 2 Pegida ist kein Dresdner Lokalphänomen, 
sondern eine regional besondere Erscheinungs-
form jenes europäischen Rechtspopulismus, 

der sich deutschlandweit 
als AfD ausdrückt.

Die AfD-Wählerschaft 
ist „Pegida an der 
Wahlurne“. Dresdens 
Pegida-Demonstrationen 
hingegen sind so etwas 
wie ein Vulkanschlot. 

Dort – und in den Wählerstimmen für die 
AfD – tritt jenes Magma zutage, das überall 
in Deutschland ebenso wie in vielen anderen 
europäischen Staaten unter der Oberfläche 
brodelt. Es scheint seine Hitze und Wucht 
aus folgenden Ursachen zu beziehen:
•	 aus dem sich ausbreitenden Gefühl, euro-

päische Sozialstaatlichkeit werde brüchig;
•	 aus dem sozialen Druck innerstaat-

licher Globalisierungsfolgen;

Neun Thesen zum falschen Umgang  
mit Pegida und AfD
Pegida und AfD sind Ausdrucksformen desselben Phänomens.  
Es gilt also, im politischen Diskurs mit der und über die AfD  
die bei Pegida gemachten Fehler nicht zu wiederholen  |  Von Werner J. Patzelt

Pegida ist kein  
Dresdner Phänomen,  

sondern eine regionale Form 
von etwas, das sich  

deutschlandweit  
als AfD ausdrückt.
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Prof. Dr. Werner J. Patzelt ist Gründungsprofessor des Dresdner Instituts  
für Politikwissenschaft und hat den Lehrstuhl für Politische Systeme  
und Systemvergleich inne. Seit November 2014 forscht er vor Ort über Pegida,  
im Februar 2016 stellten er und sein Team bereits die 4. Pegida-Studie vor.  
Im HAUPTSTADTBRIEF fasst er in 9 Thesen seine Erkenntnisse zu Pegida  
und zur Alternative für Deutschland (AfD) zusammen.
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•	 aus dem als fremdbestimmt empfun-
denen Einwanderungsgeschehen;

•	 aus der wahrgenommenen Auflösung 
gesellschaftlichen Zusammenhalts unter 
den Fliehkräften schwer einzuhegender 
Multiethnizität und Multikulturalität;

•	 aus den veränderten Strukturen der Öffent-
lichkeit, die neuen Empörungsbewegungen 
besonders viel Resonanz verschafften;

•	 aus dem Verlust des Vertrauens in jene poli-
tischen und sozio-kulturellen Eliten, die – 
obwohl in Demokratien agierend – mit vielen 
dieser Herausforderungen ohne direkte Einbe-
ziehung der Bürgerschaft in die anstehenden 
Entscheidungen auszukommen versuchen.

Mancherorts ist diese Magmaschicht ausge-
dehnter und bewegter als anderswo. Im stabilen 
und reichen Deutschland brodelte sie lange Zeit 
weniger als in Ungarn, in Polen oder in französi-
schen Vorstädten. Auch ist dieses Magma in den 
östlichen Bundesländern deutlicher heißer als im 
Westen. Und auch die Deckschicht, die ein solches 
Magma von der Oberfläche deutschen Alltags 
trennt, ist regional unterschiedlich ausgeprägt. Sie 
besteht aus wechselseitigem Vertrauen, aus ganz 
selbstverständlich praktizierten Bürgertugenden, 
aus erfahrungsbewährter Zuversicht. In den neuen 
Bundesländern ist derlei dünner als in den alten 

Bundesländern, in Ostmitteleuropa noch weniger 
stabil als in Ostdeutschland. Deutschlands mar-
kantester Vulkanschlot, durch den jenes Magma an 
die Oberfläche drang und wöchentlich weiter quoll, 
entstand aber aus mancherlei Gründen in Dresden.

These 3 Auslöser für Pegida war Unzufriedenheit 
mit Deutschlands Einwanderungs- und Integrati-
onspolitik, und tiefster Grund ist Unzufriedenheit 
mit Deutschlands Politik und Regierungssystem.

Eben diese Protestmotive zeigten Umfragen unter 
Pegida-Demonstranten von Anfang an. Deshalb 
ist davon auszugehen, dass die Mobilisierungs-
kraft von Pegida im selben Maß abklingt, in dem 
Deutschland seine Einwanderungsprobleme in 
den Griff bekommt und eine Integrationspolitik 
beginnt, die in der Bevölkerung als wirkungs-
voll erachtet wird. Auch die parlamentarische 
Präsenz einer seriös agierenden AfD, die sich 
gerade nicht „rechtsradikalisiert“, sondern als 
„bundesweite CSU“ mit Regierungsanspruch 
aufstellt, dürfte die in Pegida zum Ausdruck 
kommende Entfremdung zu Deutschlands Regie-
rungssystem mildern. Ob und inwieweit beides 
eintritt, ist derzeit jedoch nicht abzusehen.

These 4 Pegida und AfD konnten aufkom-
men, weil die etablierten Parteien zwischen 

Phänomen Pegida: die außerparlamentarische Opposition. Gegründet am 19. Oktober 2014 als eingetragener Verein  
„Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes“, seit dem 20. Oktober 2014 allwöchentlich Demon
strationen in Dresden; die größte mit rund 25 000 Teilnehmern im Januar 2015, zuletzt mit 2000 bis 3000 Teilnehmern.  
Im Bild Pegida-Demonstranten am 16. Mai 2016 auf dem Neustädtischen Markt; einige schwenken Fahnen der Art, wie sie 
der Widerstandskämpfer Josef Wirmer als neue Nationalflagge für die Zeit nach dem 20. Juli 1944 entworfen hatte.
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CDU und rechtem Narrensaum eine Reprä-
sentationslücke hatten entstehen lassen.

„Repräsentationslücke“ meint: Es gibt einen 
Bereich im politischen Spektrum der Bürger-
schaft, aus dem heraus kein Vertrauen zu einer 
staatstragenden Partei besteht. Im linken poli-
tischen Spektrum lassen die Linke, die Grünen 
und die SPD so gut wie keinen politischen 
Wunsch von links gesinnten Bürgern nach Reprä-
sentation unberücksichtigt. Doch im rechten 
politischen Spektrum gibt es sehr wohl Bürger, 
die sich von der bislang am weitesten rechts 
stehenden, staatstragenden Partei, der Union aus 
CDU und CSU, gerade nicht repräsentiert füh-
len. Wie die Landtagswahlergebnisse vom März 
2016 zeigen, sind das sogar ziemlich viele. Vor 
allem sie stimmten für die AfD. Deren öffentli-
che und parlamentarische Präsenz scheint jene 
Repräsentationslücke zu schließen – um den 
Preis eines sich weiter auffächernden Parteien-
systems samt drohender Instabilität künftiger 
parlamentarischer Koalitionsregierungen.

Repräsentationslücken bestanden und bestehen 
insbesondere auf den Politikfeldern Euroret-
tung, Einwanderung und Integration (vor allem 
einer wachsenden muslimischen Minderheit) 
sowie soziale Ungleichheit, ihrerseits verschärft 

durch Verteilungskonflikte, die sich aufgrund 
der Einwanderung vertiefen werden. Aus der 
Repräsentationslücke Eurorettung entstand die 
AfD, die nun auch die anderen Felder bearbei-
tet. In die Repräsentationslücken Einwande-
rung, Integration, Verteilung drängte Pegida.

These 5 Mit Pegida kamen Politik, Medien und 
Öffentlichkeit nicht zurecht, weil sie anhand 
von irreführenden Narrativen zu falschen Ein-
schätzungen kamen und an ihnen festhielten.

Gründe für das Auftreten von Pegida über Fremden-
feindlichkeit, Rassismus und latenten Nazismus 
hinaus wollte ein Großteil von Politik, Medien und 
Öffentlichkeit von Anfang an nicht erkennen. Zunei-
gung zum eigenen Land etwa, verbunden mit Sorge 
um Deutschlands Zukunft, kamen als Erklärungs-
ansätze gar nicht erst in Frage. Auch übersah man, 
dass der Streit um den Sinn und um die möglichen 
Grenzen unserer Einwanderungspolitik sowie 
um den richtigen Kurs gegenüber dem Islam in 
Deutschland tatsächlich zu einer dauerhaften, tief-
gehenden und künftig das Parteiensystem prägen-
den Konfliktlinie der Gesellschaft werden würde.

Vergleichbare verkürzte Deutungsmuster werden 
inzwischen auch auf die AfD angewandt – und 
vermutlich werden sie zu ebenso wirkungs-

Phänomen AfD: die parlamentarische Opposition. Gegründet am 6. Februar 2013 als politische Partei „Alternative für 
Deutschland“ (AfD) als Reaktion auf die Euro-Rettungspolitik. 2014 erstmals überregionale Mandate in Folge der Europa
wahl und ebenfalls 2014 Einzug in die Landesparlamente von Sachsen, Brandenburg und Thüringen. 2015 Gewinn von 
Sitzen in den Landesparlamenten von Hamburg und Bremen und 2016 in denen von Sachsen-Anhalt, Baden-Württemberg 
und Rheinland-Pfalz. Im Bild die AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag, vorn die Fraktionsvorsitzende Frauke Petry.
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losen Strategien führen wie der nicht ohne 
Pathos beschworene „Kampf gegen Pegida“.

Dahinter steht die Tatsache, dass viele bislang 
sinnstiftende Narrative unseres Landes – von der 
liberalen und rundum diskussionsoffenen Demo-
kratie, vom ungetrübt partnerschaftlichen Ver-
hältnis zwischen Religion und Staat, vom verläss-
lich soziale Gerechtigkeit übenden Wohlfahrts-
staat – unter Druck geraten, ja unglaubwürdig 
geworden sind. Gerade weil es in diesen etablier-
ten Narrativen nicht so recht unterzubringen war, 
löste das Pegida-Phänomen so heftige Abwehrre-
aktionen aus. Denkkonservatismus verhinderte, 
dass mit dem Phänomen 
politisch konstruktiv umge-
gangen werden konnte.

These 6 Tatsachenge-
treues Begreifen von 
Pegida scheiterte am 
Unwillen der Kritiker 
zum Perspektivenwechsel und zur Empathie.

Ein Kerninhalt von – nicht nur politischer – Bil-
dung besteht in der Fähigkeit zum Perspekti-
venwechsel, also im Können und in der Bereit-
schaft, einen Sachverhalt auch aus der Warte 
eines anderen zu sehen und zu beurteilen. Bei 
der Auseinandersetzung mit Pegida wollte man 
weitgehend ohne diese Bereitschaft auskommen. 
Wer sich gegen Pegida stellte, tat das allzu häufig 
so, als ob bereits das Postulieren von Slogans 
wie „Gesicht zeigen“ jedem Rechtspopulismus 
zuverlässig Einhalt gebieten müsse. Mittel- bis 
langfristig ist freilich nichts beim „Kampf gegen 
Rechts“ gewonnen, wenn zwar außerhalb Dres-
dens keine Pegida-Demonstration mehr statt-
findet, die AfD aber in die Parlamente einzieht.

These 7 Pegida wurde durch  
falsche Reaktionen verstetigt.

Manche reagierten auf die Pegida-Proteste nicht 
mit einer rationalen Beurteilung der Lage, son-
dern mit einer Art politischer Spinnenfurcht. 
Andere meinten, eine aus Weimarer Zeiten 

bekannte Lage neu heraufziehen zu sehen und 
machten sich engagiert ans „Wehret den Anfän-
gen“. In beiden Fällen entschied man sich nicht 
für Kommunikation, sondern für Ausgrenzung.

So wurde zur Zwangsvorstellung, „die“ Pegidia-
ner seien allesamt Rassisten, Rechtsradikale, ja 
latente Nazis, mit denen sich kein anständiger 
Mensch gemein machen dürfe – noch nicht einmal 
durch ergebnisoffenes Zuhören und den Versuch, 
den Vorgang  zu begreifen. Im Grunde tat man 
so, als ob sich die Herausforderung gerade dann 
erfolgreich bestehen lasse, wenn man die Struk-
tur des zu lösenden Problems eben nicht ver-

stehe. Vor diesem Hinter-
grund dienten Begriffe wie 
„rechtsradikal“ und „ras-
sistisch“ mehr der Markie-
rung des eigenen Grenzver-
laufs von unzulänglichem 
Wissen, als dass tatsäch-
lich eine Analyseleistung 

gelungen wäre. Man nutzte bereits bereitliegende 
Worte, die sich als Angriffswaffen anboten.

Eine wirklich zielführende Analyse unterblieb 
also – und somit auch ein Handeln, das wir-
kungsvoll auf die Ursachen des Pegida/AfD-
Komplexes gezielt hätte. Im Grunde erzeugte 
man durch falsche Reaktionen auf Pegida genau 
jene Solidarisierung, Mobilisierung und auch 
Radikalisierung, die man doch eigentlich unter-
binden wollte. Mancher Beobachter konnte sich 
des Eindrucks nicht erwehren, solche Radi-
kalisierung wäre sogar politisch erwünscht, 
denn sie ermöglichte es, an den eingefahrenen 
Routinen und Ritualen des „Kampfs gegen 
Rechts“ festzuhalten und neue politikanaly-
tische Herausforderungen zu umgehen.

Allzu einfach wurden Sorgen um die Zukunft 
unserer sich wandelnden Einwanderungsgesell-
schaft unter „Ausländerhass“ verbucht. Sor-
gen über die Ausbreitung einer in Deutschland 
recht neuen Religion bekamen kurzerhand das 
Etikett „Islamfeindlichkeit“. Und als Rassis-
mus galt alles, was skeptisch oder ablehnend 

Denkkonservatismus  
verhinderte, dass mit dem 

Phänomen Pegida politisch 
konstruktiv umgegangen  

werden konnte.
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über Zuwanderer und Zugewanderte klang. Am 
Selbstverständnis vieler Pegida-Teilnehmer 
vorbeizielend, trug diese vorschnelle Etikettie-
rung erheblich zur Mobilisierung der Pegidianer 
sowie zur Verstetigung der Demonstrationen bei.

These 8 Die richtige Reaktion auf Pegida und 
die AfD wäre gewesen, sich auf die Funktions-
logik pluralistischer Demokratie zu verlassen 
und anhand ihrer Spielregeln zu agieren.

Bereits im Dezember 2014 formulierte ich als Rat 
für den richtiger Umgang mit dem jungen Dresd-
ner Phänomen: ernst nehmen, was an Sorgen 
und Anliegen hinter den 
– nicht selten unge-
hobelten und missra-
tenen – Aussagen von 
Pegida-Demonstranten 
steht. Auch politische 
Gegner nicht verteu-
feln. Keine Forderungen 
durchgehen lassen, die sich gegen unsere frei-
heitliche demokratische Grundordnung, Minder-
heiten, Eingewanderte oder Ausländer richten. 
Demonstrieren für die Werte unserer offenen 
Gesellschaft, auch auf der Straße. Rechtzeitig vor 
Ort mit den Bürgern über Unterkünfte und Integ-
rationsmöglichkeiten für Zuwanderer sprechen. 
Und in einem bundesweiten, offenen Diskurs 
tragfähige Grundzüge einer nachhaltigen Einwan-
derungs- und Integrationspolitik entwickeln.

In der Rückschau wird noch leichter als in den 
ersten Monaten klar, dass es eben diese Verhal-
tensweisen gewesen wären, mit denen unsere 
Demokratie gemäß ihren eigenen Regeln von 
Anfang an Pegida hätte begegnen sollen.
 
These 9 Der tatsächliche Umgang mit 
Pegida lehrt uns Unerfreuliches über 
Deutschlands politische Kultur.

Was aber führte stattdessen gerade in jenen 
Kreisen, die stolz sind auf ihre Offenheit, 
Empathie und Toleranz, zu den geschilderten 
kontraproduktiven Reaktionen? Es ist durch-

aus beunruhigend, dass sich im Streit um 
Pegida gerade jene auffällig diskursschwach 
verhalten haben, die sonst den offenen Dis-
kurs so gerne loben: Journalisten, zivilgesell-
schaftliche Eliten, Sozialwissenschaftler, auch 
Politiker. Selbst in einer offenen Gesellschaft 
mit pluralistischer Demokratie gilt offenbar: 
Wer Macht hat, der kann es sich leisten, nicht 
hinzulernen zu müssen – bis die Wirklichkeit 
ihn gegebenenfalls eines anderen belehrt.

Denkkonservatives Verhalten von der Art, wie wir 
es in Zusammenhang mit Pegida erlebt haben, 
legt aber jene Wandlungsprozesse lahm, die 

eine Gesellschaft unter 
veränderten Umständen 
nun einmal braucht. Und 
ohne wirklich offenen, 
fairen Diskurs misslingt 
die Akzeptanzsicherung 
politischer Entscheidun-
gen – ja selbst gesetz-

licher Regelungen. Allein auf Kommunikation 
beruht nämlich die Geltung von Normen – und die 
Legitimität einer politischen Ordnung ohnehin. 
Mit dem auf Pegida gemünzten „Kampf gegen 
Rechts“ haben wir unsere Demokratie also nicht 
gestärkt, sondern den ohnehin aufkommenden 
Rechtspopulismus nur weiter gemästet. Und was 
bei der Auseinandersetzung mit Pegida falsch 
vorgezeichnet wurde, machen wir nun bei der 
Auseinandersetzung mit der AfD auf gleiche 
Weise falsch. Schade, doch vorerst wohl nicht 
mehr abzuwenden.� ◆

Zum größten Teil verfasst von unserem 
Autor Prof. Werner J. Patzelt erschien 
im Juni 2016 die bisher umfangreichste 
Untersuchung in Buchform zum Phänomen 
Pegida: PEGIDA – Warnsignale aus Dres-
den. Thelem, Dresden 2016, 667 Seiten, 22 
Euro. www.tudpress.de/ThelemXTC2013

„etc.pp – Patzelts Politik. Der 
Politikblog von Werner J. Pat-
zelt“ steht ganz im Zeichen der 
politischen Kommunikation, der 
er sich mit leidenschaftlichem 
Engagement als Universitäts-
professor wie als Privatmann 
widmet: www.wjpatzelt.de

Manche reagierten  
auf Pegida nicht mit rationaler 

Beurteilung der Lage,  
sondern mit einer Art  

politischer Spinnenfurcht.

http://www.tudpress.de/ThelemXTC2013/
http://wjpatzelt.de/


44 DER HAUPTSTADTBRIEF

Mit „links“ ist nichts zu holen 
Die „progressiven Kräfte“ versagen im Kampf gegen Rechts  |  Von Manfred Güllner

Prof. Manfred Güllner ist Gründer und Geschäftsführer des Meinungs
forschungsinstituts forsa, aus dessen Dienst „Aktuelle Parteipräferenzen“ 
DER HAUPTSTADTBRIEF regelmäßig zitiert. Mittlerweile ein Standardwerk  
ist Güllners Buch Die Grünen. Höhenflug oder Absturz?  
Für den HAUPTSTADTBRIEF bewertet er die neue Strategie der SPD-Führung, 
die das gescheiterte alte Konzept von 2013 wiederbeleben will.

A
RG

U
M

/F
A

LK
 H

EL
LE

R

Sigmar Gabriel hat im Nachrichtenmagazin Der 
Spiegel Mitte Juni 2016 einen vielbeachteten Gast-
beitrag mit dem Titel „Im Schafspelz“ veröffent-
licht. Darin findet sich der Satz: „Eine Gesellschaft 
wachsender und verfestigter Ungleichheit ist anfäl-
lig für Statusangst, Ausgrenzung und Xenophobie 
im Inneren und für Abschottung nach außen.“ Der-
selbe Satz („Eine solche ... Gesellschaft ist anfällig 
für Statusangst, Ausgrenzung und Xenophobie im 
Inneren und für Abschottung nach außen“) steht 
in einem zur gleichen 
Zeit im Juni-Heft des 
SPD-nahen Magazins 
Neue Gesellschaft 
erschienenen Artikel 
von Gabriels Staats-
sekretär im Wirt-
schaftsministerium, 
Matthias Machnig. Da 
kaum anzunehmen 
ist, dass der Minister 
für seinen Staatsse-
kretär Texte schreibt, 
dürfte die Vermutung 
nicht falsch sein, 
dass Gabriels Text 
im Wesentlichen 
von Machnig formu-
liert worden ist.

Der Vorwurf, einen 
vor allem für die 
SPD-Wählerklientel 
schwer verständ-

lichen „verschwurbelten“ Text geschrieben 
zu haben, träfe somit nicht Gabriel, sondern 
seinen Staatssekretär. (Mit dem Ausdruck 
„verschwurbelt“ charakterisiert der Spiegel-
Beitrag Peter Sloterdijks Rhetorik.) Doch Gabriel 
muss sich vorhalten lassen, Machnigs meist 
falsche Analysen gesellschaftlicher und poli-
tischer Prozesse und dessen abwegige strate-
gischen Vorschläge übernommen zu haben.

Schon die Grundan-
nahme ist falsch, die 
Rechte in Deutsch-
land verkleide sich 
mit „Schafspelzen“. 
Alle bisherigen 
rechtsradikalen 
Bewegungen in 
Deutschland tra-
ten immer ohne 
Verhüllung durch 
„Schafspelze“ auf. 
So die NPD, die Ende 
der 1960er-Jahre in 
7 der damaligen 10 
Landtage vertreten 
war, so die Repu-
blikaner Ende der 
1980er- und Anfang 
der 90er-Jahre und 
so die neue Rechte 
heute, die in Umfra-
gen und Wahlergeb-
nissen, öffentlichen 

So wurden die „progressiven Kräfte“ wegen ihres Gerechtig-
keits- und Umverteilungs-Wahlkampfs 2013 abgestraft: Zusam-
men wurden SPD, Grüne und Linke nur noch von 30 und nicht 
mehr wie noch 1998 von 43 von 100 Wahlberechtigten gewählt. 
Das „bürgerliche“ Lager aus CDU und FDP konnte im Vergleich 
dazu seinen Wähleranteil von 1998 weitgehend halten.

„linkes“ Wählerlager

Quelle: eigene Berechnungen 
von forsa

Seit 1998 verliert Rot-Rot-Grün  
bei Bundestagswahlen
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Entwicklung des „linken“  
und des „bürgerlichen“ Wählerlagers

Angaben in Prozent der Wahlberechtigten  
bei den 5 Bundestagswahlen von 1998 bis 2013
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Alle Angaben in Prozent

Die aktuellen Parteipräferenzen im Bund

Auch für Union bringt Linksdrall seit 2013 herbe Verluste
									         (Nichtw./ 
		  CDU/CSU	 SPD	 Die Linke	 Grüne	 FDP	 AfD	 Sonst.	 Unentschl.)	

Umfrage-Werte in Woche …

25. (20.6.-24.6.)	 34	 22	 9	 12	 6	 10	 7	 (29)
24. (13.6.-17.6.)	 33	 21	 9	 13	 6	 11	 7	 (29)

23. (6.6.-10.6.)	 33	 21	 10	 13	 6	 11	 6	 (30)

22. (30.5.-3.6.)	 34	 21	 10	 13	 7	 10	 5	 (29)

21. (23.5.-27.5.)	 34	 21	 9	 13	 6	 10	 7	 (29)	

20. (17.5.-20.5.)	 33	 20	 9	 14	 6	 12	 6	 (30)

19. (9.5.-13.5.)	 34	 19	 9	 14	 7	 11	 6	 (29)

18. (2.5.-6.5.)	 34	 21	 9	 13	 8	 10	 5	 (27)

17. (25.4.-29.4.)	 34	 21	 9	 13	 8	 9	 6	 (28)

16. (18.4.-22.4.)	 33	 22	 9	 13	 8	 10	 5	 (28)

Bundestagswahl *	 41,5	 25,7	 8,6	 8,4	 4,8	 4,7	 4,0

	    * Amtliches Endergebnis der Bundestagswahl vom 22. September 2013 (Zweitstimmen) � Quelle: forsa

Das forsa-Institut ermittelte diese Werte durch wöchentliche Befragung von in der Regel rund 2500 wahlwilligen  
Deutschen. „Nichtw./Unentschl.“ sind jene Befragten, die angeben, nicht wählen zu wollen oder noch unentschlossen 
sind, ob und wen sie wählen.

Auftritten und durch Billigung von Gewalt-
tätigkeiten für jedermann sichtbar ist.

Wenn dann auch noch als Beleg für solche 
„Wölfe im Schafspelz“ Personen angeführt 
werden, die weder rechtsradikale Wölfe noch 
verkleidete Schafe waren wie Friedrich H. Ten-
bruck, läuft das Argument vollends in die Irre. 
So war Tenbruck ein solider Soziologe, der 
wegen seiner viel beachteten Abhandlung zur 
Rollentheorie in Fachkreisen, ansonsten aber 
wenig bekannt war und keinerlei rechtsradikales 
Gedankengut offen oder verdeckt propagierte.

Falsch ist auch die Überbetonung der vorgeblich 
in weiten Teilen der Bevölkerung verbreiteten 
„Wut über soziale Ungerechtigkeit“; denn bei 
der Bundestagswahl 2013 wurden ja die von 
Gabriel/Machnig heute beschworenen „progres-
siven Kräfte“ wegen ihres Gerechtigkeits- und 
Umverteilungs-Wahlkampfs abgestraft (siehe 
Infografik). Die deutliche Schwächung des „lin-
ken“ Wählerlagers ist dabei in erster Linie auf 

die drastischen Verluste der SPD zurückzufüh-
ren, die in einem Jahrzehnt (von 1998 bis 2009) 
über 10 Millionen (mehr als die Hälfte) ihrer 
einstigen „Schröder-Wähler“ verloren hat. Das 
„bürgerliche“ Lager aus Union und FDP konnte 
im Vergleich dazu seinen Wähleranteil von 1998 
bei allen bisherigen Wahlen weitgehend halten.

Gabriel und Machnigs Aufruf zur Bildung eines 
rot-rot-grünen Bündnisses ist vor diesem Hinter-
grund nicht nur wahltaktisch für die SPD, sondern 
auch als Bollwerk gegen die radikale Rechte 
wenig tauglich. Die SPD wird durch die Diskus-
sion über ein Bündnis mit den Grünen und der 
Linkspartei eher weiter geschwächt. Außerdem 
werden wie immer, wenn eine Partei „Machtopti-
onen“ aufzeigen will, opportunistische Gründe, 
nicht aber die Verfolgung eines idealistischen 
Ziels („Kampf gegen Rechts“) vermutet. Und die 
neue rechte Bewegung kann nicht allein durch ein 
Bündnis „progressiver“, sondern nur durch die 
Bündelung aller demokratischen Kräfte gegen die 
Feinde der Demokratie bekämpft werden.� ◆

Mit „links“ ist nichts zu holen 
Die „progressiven Kräfte“ versagen im Kampf gegen Rechts  |  Von Manfred Güllner
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Wahrnehmung und Wirklichkeit klaffen bei der 
Diskussion um die Einkommensungleichheit 
auseinander. Nach Umfrageergebnissen von Judith 
Niehues für das Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln von 2014 glauben die Deutschen, dass 25 
Prozent der Haushalte mit einem verfügbaren 
Einkommen von weniger als 15 000 Euro auskom-
men müssen. In den Daten ist dies aber nur für 15 
Prozent der Fall. Gleichzeitig schätzen die Befrag-
ten, dass 16 Prozent der Haushalte ein Einkommen 
von mehr als 75 000 Euro 
haben. In Wirklichkeit ist das 
nur für 9 Prozent der Fall. 

Diese politisch sehr rele-
vanten Fehleinschätzun-
gen sind überraschend, 
zumal wir in Deutsch-
land über gute Datenquellen verfügen, um ein 
genaues Bild von Höhe, Dynamik und Struktur 
der Einkommensungleichheit zu erhalten. Im 
Vergleich dazu tappen wir bei Vermögens- 
und Chancenungleichheit im Dunkeln.
So zeigen die amtlichen Lohndaten der Bun-
desagentur für Arbeit, dass die Ungleichheit 
in der Verteilung der Bruttolohneinkommen 
unter den sozialversicherungspflichtigen 
Vollzeitbeschäftigten seit 2008 nicht mehr 
gestiegen und seit 2011 sogar gesunken ist. 
Der Chef des Instituts für Arbeits- und Berufs-
forschung (IAB), Joachim Möller, spricht daher 

von einer „gebremsten oder rückläufigen Lohn
ungleichheit“ (Lohnungleichheit: Gibt es eine 
Trendwende?, IAB Discussion Paper 9/2016).

Abbildung 1 zeigt die Reallöhne an drei verschie-
denen Punkten der Verteilung. In der Mitte der 
Verteilung (am 50. Perzentil, dem Median – p50), 
sind die Löhne nach einer Periode der Stagnation 
(2002 bis 2010) in der letzten Zeit deutlich gestie-
gen, und zwar um fast 5 Prozent. Am unteren Rand 

der Verteilung (p15) sind die 
Reallöhne bis 2010 gefallen. 
Doch seither haben sie, 
dank guter Lohnabschlüsse, 
erkennbar zugelegt. Der 
Zuwachs fiel stärker aus 
als am oberen Rand der 
Verteilung. Der Abstand 

zwischen den 15 Prozent höchsten Reallohnbezie-
hern (p85) und den 15 Prozent mit den gerings-
ten Löhnen (p15) ist also deutlich gesunken.

Die enttäuschende Entwicklung bei den 
Geringverdienern bis 2010 ist teilweise ein 
Scheinproblem. Sie ist auf den Zuwachs der 
Beschäftigung seit 2005 um etwa 4 Millionen 
Personen zurückzuführen. Weil die vormals 
Arbeitslosen eher unterdurchschnittlich qualifi-
ziert sind und unterdurchschnittlich verdienen, 
hat dieser Beschäftigungsaufbau die Ungleich-
heit unter den Beschäftigten verstärkt.

Die Einkommensungleichheit  
in Deutschland nimmt ab
Von einer explosiv zunehmenden Ungleichheit kann überhaupt nicht die Rede sein. 
Das Gegenteil ist richtig  |  Von Gabriel Felbermayr
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Prof. Gabriel Felbermayr, Ph.D. ist Leiter des ifo Zentrums für Außenwirtschaft 
am ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der  
Universität München e.V. und verantwortlicher Bearbeiter der Studie  
Entwicklung der Einkommensungleichheit: Daten, Fakten und Wahrnehmungen 
des ifo Instituts im Auftrag der Stiftung Familienunternehmen.  
Für den HAUPTSTADTBRIEF stellt er die Ergebnisse seiner Studie  
zur Einkommensungleichheit in Deutschland vor.

In Deutschland  
treibt der Sozialstaat  

mit Steuern und Transfers  
einen Keil zwischen  

Brutto und Netto.
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Für die gesamtwirtschaftliche Einordnung ist 
es wenig informativ, Personen ohne Arbeitsein-
kommen auszuschließen. Außerdem blenden die 
amtlichen Daten geringfügig Beschäftigte und 
nicht sozialversicherungspflichtige Erwerbstätige 
wie Selbständige, Landwirte oder Beamte aus.

Um diesen Mangel zu beheben, verwendet Abbil-
dung 2 Daten des Sozioökonomischen Panels 
(SOEP). Die Abbildung betrachtet zwei Popu-
lationen: zum einen die Gruppe aller, die über 
Arbeitseinkommen verfügen, und zum anderen 
die Gruppe aller Erwerbsfähigen, die aber unter 
Umständen kein Arbeitseinkommen haben.

Abbildung 2 zeigt Gini-Koeffizienten: Sie die-
nen zur Darstellung von Ungleichverteilungen 
und messen die Ungleichheit in einem Inter-
vall von 0 (Gleichverteilung) bis 1 (maximale 
Ungleichverteilung). Es zeigt sich, dass die 
Ungleichverteilung unter Erwerbstätigen (rote 

Kurve) seit etwa 2006 stabil und seit 2011 
rückläufig ist. Im Unterschied zu Abbildung 1 
sind hier alle Arbeitseinkommen erfasst.

Bezieht man auch jene Personen ein, die über 
kein Arbeitseinkommen verfügen (blaue Kurve), 
so zeigt sich, dass die Ungleichheit seit 2006 
erkennbar gesunken ist und aktuell auf dem 
niedrigsten Niveau seit 1997 liegt. Der Grund 
hierfür ist im Abbau der Arbeitslosigkeit zu fin-
den. Etwa 4 Millionen Personen verfügen im 
Gegensatz zu früher heute über positive Arbeits-
einkommen. Dies erklärt die deutliche Reduktion 
der Ungleichheit in der Gesamtbevölkerung.

Oft wird behauptet, die Agenda 2010 hätte zwar 
erfolgreich die Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land reduziert, der Preis dafür wäre aber eine 
höhere Ungleichheit. Das kann man mit Blick 
auf die Gruppe der Beschäftigten verstehen. 
Wenn man aber auf alle potentiellen Erwerbs-

90

95

100

105

110

115

120

125

Quelle: Eigene Berechnungen ifo auf Grundlage des SIAB 7514  |  Infografik: MZ © DER HAUPTSTADTBRIEF 2016
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Abbildung 1 zeigt die Reallöhne an drei verschiedenen Punkten der Verteilung. In der Mitte der Verteilung (am 50. Perzen-
til, dem Median p50), sind die Löhne in der letzten Zeit deutlich gestiegen. Am unteren Rand der Verteilung (p15) sind die 
Reallöhne bis 2010 gefallen. Doch seither haben sie erkennbar zugelegt. Der Abstand zwischen den 15 Prozent höchsten 
Reallohnbeziehern (p85) und den 15 Prozent mit den geringsten Löhnen (p15) ist also deutlich gesunken.

Die Ungleichheit der Lohneinkommen nimmt ab
Vergleich zwischen Gering-, Normal- und Besserverdienern



48 DER HAUPTSTADTBRIEF

tätigen blickt, ist das Bild umgekehrt: Weil 
die Reformen vielen Menschen zu Arbeitsein-
kommen verholfen haben, die vorher keines 
hatten, ist die Ungleichheit in der relevanten 
Population der Erwerbsfähigen gesunken.

Wer nur die Beschäftigung betrachtet, übersieht, 
dass sich ihre Struktur verändert hat: Der Medi-
aneinkommensbezieher von 2015 ist heute eine 
ganz andere Person als etwa im Jahr 2005. Weil 
Jobs mit eher unterdurchschnittlichen Löhnen 
geschaffen wurden, ist auch der Median (die 
Person in der statistischen Mitte der Vertei-
lung) abgerutscht. Somit stagnierte das Medi-

aneinkommen der Beschäftigten, während die 
Ungleichheit in der Gesamtbevölkerung abnahm.

Bisher haben wir Bruttoarbeitseinkommen 
betrachtet. Das ist gerechtfertigt, weil man hier 
die Wirkung der Marktkräfte am unmittelbarsten 
sieht und das Arbeitseinkommen für die aller-
meisten Deutschen die weitaus wichtigste Ein-
kommensart darstellt. In Deutschland treibt der 
Sozialstaat mit Steuern und Transfers allerdings 
einen Keil zwischen Brutto und Netto. Außerdem 
sind alle Einkommensarten, nicht nur jene aus 
Arbeit, für die Besteuerung relevant. Die Daten 
des Sozioökonomischen Panels zeigen, dass 

Die Lohnungleichheit insgesamt nimmt ab
Vergleich zwischen  
Erwerbs- und Gesamtbevölkerung
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Abbildung 2 zeight Gini-Koeffizienten: Sie dienen zur Darstellung von Ungleichverteilungen und messen die Ungleichheit 
in einem Intervall von 0 (Gleichverteilung) bis 1 (maximale Ungleichverteilung). Es zeigt sich, dass die Ungleichverteilung 
unter Erwerbstätigen (rote Kurve, rechte Skala) seit etwa 2006 stabil und seit 2011 rückläufig ist. Bezieht man auch jene 
Personen ein, die über kein Arbeitseinkommen verfügen (blaue Kurve, linke Skala), so zeigt sich, dass die Ungleichheit seit 
2006 deutlich gesunken ist.
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die Ungleichverteilung der Nettoeinkommen 
auf Haushaltsebene seit 2003 relativ stabil ist. 
Der auf dem Markt beobachtbare Rückgang der 
Ungleichheit der Arbeitseinkommen schlägt also 
nicht auf die Nettoeinkommen durch: Erstens, 
weil der Staat durch die progressive Einkommens-
besteuerung und durch den Wegfall von Sozial-
leistungen den Rückgang der Lohnspreizung zur 
Sanierung der öffentlichen Kassen genutzt hat. 
Und zweitens, weil die Ungleichheit der Kapital-
einkommen nicht entsprechend gesunken ist. 
Gleichwohl kann von einer explosiv zunehmenden 
Ungleichheit überhaupt nicht die Rede sein.

Schließlich wird gern behauptet, Deutschland 
würde sich im Vergleich zu anderen Staaten 
durch besonders hohe Einkommensungleichheit 
hervortun. Auch dafür gibt es keine Belege.

Abbildung 3 zeigt die Gini-Koeffizienten der 
Nettoeinkommensungleichheit für 20 OECD-
Staaten. Deutschland belegt hier den siebten 

Platz; 13 Länder – darunter Frankreich, Ita-
lien, Spanien oder das Vereinigte Königreich 
– verzeichnen eine höhere Ungleichheit.

Abbildung 3 zeigt auch, dass die Bruttoeinkom-
men deutlich ungleicher verteilt sind als die 
Nettoeinkommen: Durch Steuern und Transfers 
reduziert der Staat die Ungleichheit um etwa 35 
Prozent. Im internationalen Vergleich ist das ein 
sehr hoher Wert. Aber auch bei der Bruttoein-
kommensungleichheit befindet sich Deutschland 
in guter Gesellschaft: Schweden, Dänemark und 
Finnland – von vielen als Musterschüler in puncto 
Einkommensverteilung geadelt – verzeichnen sehr 
ähnliche Gini-Koeffizienten.� ◆
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Nettoeinkommensungleichheit (Einkommen nach Steuern)
Bruttoeinkommensungleichheit (Einkommen vor Steuern)

Abbildung 3 zeigt die Gini-Koeffizienten der Nettoeinkommensungleichheit für 20 OECD-Staaten (roter Punkt). Deutschland 
belegt hier den siebten Platz; 13 Länder verzeichnen eine höhere Ungleichheit. Die blauen Punkte zeigen, dass die Brutto-
einkommen deutlich ungleicher verteilt sind als die Nettoeinkommen: Durch Steuern und Transfers reduziert der deutsche 
Staat die Ungleichheit um etwa 35 Prozent. Im internationalen Vergleich ist das ein sehr hoher Wert. 

Die Stiftung Familienunter-
nehmen bietet die Studie, die 
unser Autor Prof. Gabriel Fel-
bermayr hier vorstellt, als PDF 
zum Herunterladen auf ihrer 
Website an: www.familienun-
ternehmen.de/de/publikationen-und-studien

http://www.familienunternehmen.de/de/publikationen-und-studien
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the place to be for science.
www.sei.berlin.de

Hallo Zukunft, 
hier spielt die Musik.

www.berlin-sciences.com

http://www.sei.berlin.de/
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Der jährliche Tag des deutschen Familienunter-
nehmens gibt Anhaltspunkte, wie ähnlich oder 
verschieden Politik und Wirtschaft die Lage 
der Nation in einer heillosen Welt beurteilen. 
Dass sie zahllose ungeheilte und vielfach 
offene Wunden hat, darüber sind sich Unter-
nehmer und Politiker im Klaren. Unklar bleibt 
bei mancher Ausführung, ob Beschreibung 
und Behandlung der Krisen- und Konfliktherde 
eher dem Wunschdenken und der Scheinlö-
sung zuzuordnen sind. Aber hier kann sich der 
Leser des HAUPTSTADTBRIEFS selbst ein Bild 
machen; denn die wichtigsten Vorträge doku-
mentieren wir in dieser Ausgabe im Auszug.

So sprachen zum Auftakt der Veranstal-
tung Bundeskanzlerin Angela Merkel und 
Außenminister Frank-Walter Steinmeier 

vor den Unternehmern und zeichneten ein 
Bild Deutschlands in der Welt, wie sie sie 
sehen – als die führenden Vertreter einer 
großen Koalition, die Deutschland noch ein 
Jahr lang über die Klippen kommender Tage 
hinweg führen soll. Dass aus unternehmeri-
scher Sicht das Bild bei näherem Hinsehen 
mancherlei Risse enthält, machte nicht nur 
Stiftungsvorstand Brun-Hagen Hennerkes 
deutlich. Auch aus juristischer Sicht sind 
Schatten zu erkennen, wo eigentlich keine 
hingehören, wie der frühere Bundesver-
fassungsrichter Udo Di Fabio betonte.
Und natürlich waren das Brexit-Referendum 
und die Zukunft der EU ein Thema. Hierzu 
äußerten David Marsh und Jean Asselborn 
Aufschlussreiches. Aber lesen Sie selbst!� RB

Wirtschaft in widrigen Zeiten
Familienunternehmer wollen trotz vielfältiger Risiken erfolgreich bleiben

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel geht auf alle 
Fragen ein, zu denen sich Unternehmer Antworten 
wünschen. Wichtig ist ihr, den Zuhörern  
den Eindruck eines roten Fadens in der  
Migrationspolitik zu vermitteln.

Tag des deutschen Familienunternehmens 2016
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Bundesaußenminister Dr. Frank-Walter Steinmeier veran-
schaulicht das Prinzip seiner Außenpolitik: Konfliktparteien 
sollen miteinander reden und nicht aufeinander schießen – 
Frieden schaffen ohne Waffen.

the place to be for science.
www.sei.berlin.de

Hallo Zukunft, 
hier spielt die Musik.

www.berlin-sciences.com
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Wirtschaft in widrigen Zeiten

Eröffnungsabend in der Russischen Botschaft Unter den Linden: ein Signal deutscher Familienunternehmer,  
den Draht zur russischen Wirtschaft auch in politisch heiklen Zeiten nicht reißen zu lassen, um der Zukunft willen.
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Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Brun-Hagen Hennerkes, 
Vorsitzender des Vorstands  
der Stiftung Familienunternehmen,  
lobt in seiner Eröffnungsrede  
die positive Wirtschaftslage –  
und mahnt weiterhin kluges Regieren an.

Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio, Staatsrechtler in Bonn 
und von 1999 bis 2011 Richter  

des Bundesverfassungsgerichts, ermuntert  
die Europäische Union zur Wiederherstellung  

der Unverletzlichkeit ihrer Rechtsordnung.
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Tag des deutschen Familienunternehmens 2016

Jean Asselborn, Minister für Auswärtige  
und Europäische Angelegenheiten  

und für Immigration und Asyl des Großherzogtums 
Luxemburg, spricht über die Legitimitätskrise  

der EU – und plädiert für mehr Mut zu Europa.

David Marsh, Vorsitzender des Official  
Monetary and Financial Institutions Forum (OMFIF), 
war European Editor der Financial Times;  
er beschreibt und bewertet das britische  
Brexit-Referendum vom 23. Juni 2016.

Abschlussabend im Adlon am Pariser Platz: Deutschlands Familienunternehmer sehen auch in widrigen Zeiten  
das Glas lieber halbvoll – hinter allen Risiken stets die Chancen suchen, die Zukunft wird es danken.
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Ja, es wird heute viel gejammert in Deutsch-
land. Sieht man genauer hin, findet man jedoch 
bestätigt, dass es uns – weltweiter Krisen zum 
Trotz – gut geht, sehr gut sogar. Man sieht 
dann nämlich ein Land, in dem die Wirtschaft 
blüht, in dem eine Mehrzahl der Menschen 
die Zukunft positiv beurteilt, ein Land, dessen 
Bürger stolz auf ihre Kultur sind, ein Land, in 
dem viele Menschen aus verschiedenen Natio-
nen in Frieden und Freiheit miteinander leben. 
Kurzum: ein Land, in dem Wohlstand herrscht.

Was aber ist die wichtigste ökonomische Quelle 
dieses Wohlstands? 
Die Fakten belegen: Es 
sind die Familienunter-
nehmen. Die größeren 
und großen deutschen 
Familienunternehmen 
weisen eine beispiel-
lose wirtschaftliche 
Dynamik auf. Von 2003 bis 2013 legte die Zahl 
der Inlandsbeschäftigten bei den 500 größ-
ten Familienunternehmen um geschätzt 65 
Prozent auf 3,3 Millionen zu. Ihre weltweiten 
Umsätze stiegen um rund 56 Prozent auf gut 
1 Billion Euro. Zum Vergleich: Das Bruttoin-
landsprodukt Deutschlands erweiterte sich im 
gleichen Zeitraum lediglich um 23 Prozent.

Noch augenfälliger ist der Vergleich der „Top 
500“-Familienunternehmen mit mindestens 

1 Milliarde Umsatz im Jahr mit den nicht-familien-
kontrollierten Dax-Firmen. Diese reduzierten ihre 
Inlandsbeschäftigung im gleichen Zeitraum von 
1,7 auf 1,4 Millionen Arbeitnehmer. Diese Zahlen 
machen deutlich, wo die eigentlichen wirtschaft-
lichen Kraftzentren unseres Landes angesiedelt 
sind. Familienunternehmen sind erfolgreich an 
einem Standort, der wirtschaftspolitisch eher 
Rück- als Fortschritte macht – Deutschland ist 
in der Rangliste 2016 des Schweizer Institute for 
Management Development (IMD) in puncto Wett-
bewerbsfähigkeit auf Platz zwölf abgerutscht 
(siehe Infografik „Deutschland ist nur noch 

Nummer 12 von 20“).

Das liegt nicht zuletzt 
am Fehlen einer strik-
ten staatlichen Ord-
nungspolitik. Sie ist 
sozusagen die Mutter 
der Sozialen Markt-

wirtschaft, und zu ihr gehört auch die Siche-
rung der unternehmerischen Freiheit. Bedau-
erlicherweise wird gegen ihre Grundsätze 
von der Berliner Politik regelmäßig und oft in 
schwerwiegendem Maße verstoßen – die große 
Koalition vernachlässigt die wirtschaftliche 
Freiheit. Der Bürger wird in seinen Rechten als 
Wirtschaftssubjekt immer weiter beschnitten 
und zunehmend unter Generalverdacht gestellt. 
Aktuelle Beispiele dafür sind die Abschaffung des 
500-Euro-Scheins oder der von der SPD gefor-

Für Pessimismus gibt es keinen Grund
Deutschland ist ein Land, in dem die Wirtschaft blüht und die Bürger  
mehrheitlich optimistisch sind. Umso wichtiger wird es, Innovationsmangel  
und Wettbewerbsnachteile anzugehen  |  Von Brun-Hagen Hennerkes

Bedauerlicherweise  
handelt und entscheidet  

die große Koalition regelmäßig 
und oft der wirtschaftlichen  

Freiheit zuwider.
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Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Brun-Hagen Hennerkes ist Vorsitzender  
des Vorstands der Stiftung Familienunternehmen. Auf dem Tag des deutschen 
Familienunternehmens 2016 sprach er über die wirtschaftliche Situation  
von Unternehmen im Kontext deutscher und europäischer Politik.  
Für den HAUPTSTADTBRIEF fokussiert er auf die Gestaltung  
tragfähiger Rahmenbedingungen für zukünftiges Wachstum.
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derte Herkunftsnachweis, den Besitzer großer 
Vermögen – über die detaillierte Steuererklä-
rung hinaus – für ihr Geld beibringen sollen.

Ein weiterer erheblicher Wettbewerbsnach-
teil bliebe nicht aus, wenn die EU ihre Absicht 
wahrmacht, im Rahmen eines Aktionsplans 
gegen Gewinnverlagerungen von den großen, 
international tätigen deutschen Familienun-
ternehmen zu verlangen, ihre Kennzahlen 
aus den einzelnen Ländern und damit ihre 
dortigen Wertschöpfungsketten offenzule-
gen. Die EU plant sogar, die Daten im Internet 
öffentlich zugänglich zu machen. Damit wäre 
es unmöglich, diese sensiblen Informatio-
nen vor der Konkurrenz geheim zu halten.

Ein weiterer desaströser Einfluss ist die Wäh-
rungspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB). 

Der deutsche Sparer, einst Stütze und Stolz 
der deutschen Volkswirtschaft, wird durch sie 
enteignet. Er steht jetzt im Regen. Seine Alters-
vorsorge ist implodiert, und auch die Pensions-
kassen der Unternehmen sind in Mitleidenschaft 
gezogen. Das schadet sowohl den Mitarbeitern 
wie den Unternehmen selbst. Der Niedrigzins 
zwingt sie zu höheren Rückstellungen. Diese 
wiederum mindern den operativen Gewinn und 
die Bereitschaft für Zukunftsinvestitionen.

Als neueste Konsolidierungsmaßnahme will die 
EZB nun eine gemeinsame Haftung aller Bank-
kunden einführen für den Fall, dass irgendwo 
in der EU eine Bank insolvent wird. Die Bun-
desregierung wendet sich strikt gegen diesen 
Vorschlag. Doch wird sie sich durchsetzen kön-
nen? Es steht zu befürchten, dass die Antwort 
darauf lautet: Nein, sie wird es nicht können.

Den Traum vom ewigen Aufschwung gibt es nur im Wolkenkuckucksheim. Der deutschen Wirtschaft geht es derzeit gut, 
doch ein nicht zu übersehender Innovationsmangel macht sich bemerkbar. Wer die digitalen Schlüsseltechnologien  
des 21. Jahrhunderts anderen überlässt, wird an Wachstumskraft verlieren.
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Die Stiftung Fami-
lienunternehmen, 
deren Vorstands-
vorsitzender unser 
Autor Prof. Brun-
Hagen Hennerkes 
ist, verfolgt drei wesentliche Ziele: Förderung des 
Austausches von Familienunternehmern, Unterstüt-
zung von Forschungsaktivitäten und -institutionen, 
die sich mit diesem besonderen Unternehmens
typus befassen, und die Verbesserung der  
Wahrnehmung der Familienunternehmen  
in Politik und Öffentlichkeit. Mehr unter:  
www.familienunternehmen.de

All dies darf trotz der gerechtfertig-
ten Befriedigung über die momentan 
positive wirtschaftliche Entwicklung in 
unserem Land nicht übersehen werden. 
Ein Blick auf Amerika beispielsweise 
verdeutlicht, wie angreifbar wir gewor-
den sind: Die USA erleben derzeit eine 
Re-Industrialisierung ohnegleichen, 
angetrieben vor allem durch die billige 
Energie – und durch eine Solidarisie-
rung der Mittelschicht mit der ame-
rikanischen Wirtschaft. Wir müssen 
aufpassen, dass Deutschland, dass 
Europa nicht den Anschluss verlieren. 
Die Schlüsseltechnologien des 21. 
Jahrhunderts kommen bereits jetzt 
nicht mehr von hier, sondern vor allem 
aus den USA. Wir – vor allem unsere 
produzierenden Industrieunterneh-
men – haben erheblichen Nachholbe-
darf, was die Industrie 4.0 angeht.

Wir brauchen in Deutschland eine 
neue Aufbruchsstimmung, ein Mehr an 
Miteinander, vor allem auch die Bereit-
schaft zu mehr Mut. Wir brauchen 
Impulse und Visionen, und die Bürger 
müssen dabei beteiligt und mitgenom-
men werden. Unserem Land geht es 
so gut, dass wir ebenso zuversicht-
lich wie tatendurstig in die Zukunft 
schauen sollten. Oder, anders gesagt: 
Schluss mit dem Pessimismus – das 
Glas ist nicht halb leer, sondern mehr 
als halb voll.� ◆

Basierend auf Wirtschaftsdaten und einer Umfrage unter Wirtschafts-
führern erstellt das International Institute for Management Develop-
ment (IMD) in Lausanne, Schweiz, jährlich eine Studie zur internati-
onalen Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit. Die Bewertung setzt 
sich aus den Daten in vier Bereichen zusammen: volkswirtschaftliche 
Leistung, politische Effizienz, wirtschaftliche Effizienz und Infrastruk-
tur. Deutschland ist seit 2015 um zwei Punkte abgerutscht.
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Kurz vor dem vom Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) in seiner Entscheidung vom Dezember 
2014 gesetzten Datum, dem 30. Juni 2016, haben 
sich die Koalitionsparteien auf einen Kompro-
miss zur Erbschaftsteuerreform verständigt. Der 
Zeitplan sieht vor, dass der Bundesrat genau ein 
Jahr nach der Vorlage des Kabinettsentwurfs am 
8. Juli 2016 über das Gesetz entscheidet. Der 
Wille der Regierungskoalition, die Besonderheiten 
der Familienunternehmen in Deutschland sowohl 
bei deren Bewertung als auch bei der Ausgestal-
tung der Besteuerung im Rahmen der vom BVerfG 
gesetzten Grenzen zu berücksichtigen, ist erkenn-
bar und anerkennenswert. Welches sind nun die 
wesentliche Eckpunkte 
des neuen Erbschaft- und 
Schenkungsteuerrechts?

Beibehaltung bestehender 
Verschonungsregelungen. 
Positiv ist festzuhalten, 
dass die bisherigen Ver-
schonungsregelungen in Gestalt von Abschlägen 
auf den Übertragungswert beibehalten werden. 
Der Regelverschonungsabschlag von 85 Prozent 
ist – wie bisher schon – an die Voraussetzung 
geknüpft, dass das Unternehmen mindestens fünf 
Jahre fortgeführt wird und dass die Summe der 
Löhne in dieser Zeit 400 Prozent der Ausgangs-
lohnsumme nicht unterschreitet. Wie nach altem 
Recht ist auch eine 100-prozentige Verschonung 
(Optionsverschonung) auf Antrag möglich, wenn 
der Betrieb sieben Jahre fortgeführt wird und 

die Lohnsumme über diese Zeit durchschnittlich 
konstant bleibt. Diese Lohnsummenklauseln 
greifen zukünftig bereits für Betriebe mit mehr 
als fünf Beschäftigten, während der Schwel-
lenwert bisher bei zwanzig Mitarbeitern lag.

Einführung einer Verschonungsbedarfs-
prüfung beziehungsweise alternativ hierzu 
eines Abschmelzmodells. Um den Vorgaben 
des BVerfG Rechnung zu tragen, wird bei der 
Übertragung von mehr als 26 Millionen Euro 
begünstigtem Betriebsvermögen auf einen 
Erwerber innerhalb von zehn Jahren künftig 
eine Verschonungsbedarfsprüfung erforder-

lich. Der Erwerber von 
begünstigtem Betriebs-
vermögen muss in diesem 
Fall nachweisen, dass 
er einer Verschonung 
bedarf. Alleiniger Indi-
kator hierfür ist das im 
Zuge der Übertragung 

von begünstigtem Betriebsvermögen mitüber-
tragene Verwaltungsvermögen im Betrieb (zum 
Beispiel Wertpapiere, fremdvermietete Immobi-
lien) sowie das mitübertragene Privatvermögen 
und das beim Erwerber bereits vorhandene 
Privatvermögen. Diese Vermögensteile müs-
sen zu 50 Prozent zur Bezahlung der auf das 
begünstigte Betriebsvermögen entfallenden 
Erbschaftsteuer herangezogen werden. Sind 
diese 50 Prozent eingesetzt, wird die darüber 
hinausgehende Erbschaftsteuer erlassen.

Ein Kompromiss mit Ergänzungsbedarf
Die Eckpunkte des neuen Erbschaft- und Schenkungsteuerrechts – kommentiert und 
mit Nachbesserungshinweisen versehen  |  Von Rainer Kirchdörfer und Bertram Layer

Der Wille der Koalition,  
die Besonderheiten  

der Familienunternehmen  
zu berücksichtigen,  

ist erkennbar.
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Prof. Rainer Kirchdörfer (links) ist Rechtsanwalt  
und Mitglied des Vorstands der Stiftung Familienunternehmen.  

Dr. Bertram Layer ist Wirtschaftsprüfer und Steuerberater.  
Beide sind Partner der Sozietät Hennerkes, Kirchdörfer & Lorz  

in Stuttgart. Für den HAUPTSTADTBRIEF bewerten sie die  
anstehende Neuregelung des Erbschaft- und Schenkungsteuer

gesetzes aus der Sicht großer Familienunternehmen.
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Alternativ kann der Erwerber auf Antrag auf die 
Verschonungsbedarfsprüfung verzichten und von 
dem sogenannten Abschmelzmodell Gebrauch 
machen. Dabei vermindert sich der Verschonungs-
abschlag auf das begünstigte Betriebsvermögen, 
sofern dessen Wert über dem Schwellenwert von 
26 Millionen Euro liegt (je 750 000 Euro reduziert 
sich der Verschonungsabschlag um 1 Prozent). 
Wird beispielsweise begünstigtes Betriebsvermö-
gen in Höhe von 60 Millionen Euro schenkweise 
übertragen, so reduziert sich der Verschonungs-
abschlag im Falle der Regelverschonung von 85 
Prozent auf 40 Prozent, im Falle der Options-
verschonung von 100 Prozent auf 55 Prozent.

Der ursprünglich im Regierungsentwurf vom 
8. Juli 2015 noch vorgesehene Sockelabschlag 
von 30 Prozent beziehungsweise 20 Prozent ist 
zugunsten eines Vorwegabschlags für Betriebs-
vermögen entfallen. Ein solcher bewertungsmä-
ßiger Vorwegabschlag 
gilt bei Übertragung von 
Gesellschaftsanteilen, 
wenn der betreffende 
Gesellschaftsvertrag 
Entnahme- bezie-
hungsweise Ausschüt-
tungsbeschränkungen 
sowie Beschränkungen der Verfügungsmacht 
über Gesellschaftsanteile und Abfindungsbe-
schränkungen bei Ausscheiden eines Gesell-
schafters enthält. Solche Beschränkungen 
sind bei Familiengesellschaften die Regel. Im 
Abschmelzmodell wird also bei Übertragungen 
von mehr als 90 Millionen Euro kein Verscho-
nungsabschlag mehr gewährt. Es verbleibt 
bei Übertragungswerten von über 90 Millio-
nen Euro also nur noch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme der Bedürfnisprüfung, um 
eine vollständige oder teilweise Verschonung 
des begünstigten Vermögens zu erreichen.

Abgrenzung des begünstigten vom nicht begüns-
tigten Betriebsvermögen. Wie im bisherigen 
Recht wird das begünstigte Betriebsvermögen 
vom nichtbegünstigten Betriebsvermögen durch 
den Begriff des sogenannten Verwaltungsvermö-

gens abgegrenzt. Die ursprünglich noch im Regie-
rungsentwurf vorgesehene Abgrenzung nach dem 
Hauptzweck des Vermögens, die viele Abgren-
zungsprobleme mit sich gebracht hätte, wurde 
aufgegeben. Verwaltungsvermögen von mehr als 
10 Prozent des begünstigten Betriebsvermögens 
unterliegt in Zukunft voll der Erbschaft- bezie-
hungsweise Schenkungsteuer. Damit wird einem 
weiteren Kritikpunkt des BVerfG an der bisheri-
gen Verschonungspraxis Rechnung getragen.

Eine Verschärfung hat sich gegenüber der bis-
herigen Rechtslage und im Vergleich zum Regie-
rungsentwurf auch bei der Bestimmung der nicht 
begünstigten Finanzmittel ergeben. Konnten 
bisher bis zu 20 Prozent des Betriebsvermögens 
in Gestalt von Finanzmitteln begünstigt über-
tragen werden, so wird diese Schwelle zukünf-
tig auf 15 Prozent abgesenkt. Ferner wird eine 
weitere Missbrauchsklausel eingeführt, wonach 

Betriebe mit einem Ver-
waltungsvermögen von 
mehr als 90 Prozent des 
gesamten Betriebsver-
mögens vollständig von 
der Begünstigung aus-
genommen werden.

Erfreulicherweise hat der Gesetzgeber auf 
(bisher angedachte negative) Sonderrege-
lungen für die Begünstigung von gewerblich 
geprägten Personengesellschaften und von 
Holdingkapitalgesellschaften verzichtet. Mit 
der jetzt vorliegenden Gesetzesformulierung 
ist sichergestellt, dass im Betriebsvermögen 
gehaltene Beteiligungen außerhalb der Euro-
päischen Union beziehungsweise des euro-
päischen Wirtschaftsraums (Drittlandsbeteili-
gungen) grundsätzlich begünstigungsfähiges 
Betriebsvermögen darstellen. Im Hinblick auf 
die international tätigen großen Familienun-
ternehmen ist die Fortsetzung der bisherigen 
Besteuerungspraxis sehr zu begrüßen.

Vorwegabschlag bei „typischen“ Familienun-
ternehmen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
wird bei „typischen“ Familienunternehmen ein 

Positiv ist, dass die  
Verschonungsregelungen  
in Gestalt von Abschlägen  
auf den Übertragungswert  

beibehalten werden.
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Vorwegabschlag auf den gemeinen Wert des 
übertragenen begünstigten Betriebsvermögens 
von bis zu 30 Prozent gewährt. Voraussetzungen 
sind Entnahme- beziehungsweise Ausschüt-
tungsbeschränkungen sowie Verfügungs- und 
Abfindungsbeschränkungen für das übertragene 
Betriebsvermögen. Das Bemühen des Gesetz-
gebers, die Besonderheiten von Familienunter-
nehmen durch diesen Vorwegabschlag bei der 
Bewertung zu berücksichtigen, ist anzuerken-
nen. Leider bleibt der Verschonungsabschlag 
bestimmten Rechtsformen, wie etwa einer 
Aktiengesellschaft (AG), einer Europäischen 
Aktiengesellschaft (SE) oder aber einem Ein-
zelunternehmen versagt, da die gesetzlichen 
Voraussetzungen für den Vorwegabschlag bei 
diesen Rechtsformen nicht erfüllt werden können.

Berechnung des Unternehmenswertes. Der 
Gesetzentwurf sieht bei Anwendung des verein-
fachten Ertragswertverfahrens eine Begrenzung 
des Basiszinssatzes auf einen Mindestwert von 
3,5 Prozent und einen Höchstwert von 5,5 Prozent 
vor. Damit wird eine realitätsnähere Bewertung 
von Unternehmen bei Anwendung des vereinfach-
ten Ertragswertverfahrens erreicht. So sinkt der 
auf den korrigierten Jahresgewinn (nach Abzug 

von pauschal 30 Prozent Steuern) anwendbare 
Kapitalisierungsfaktor von bisher 17,85 auf 12,5.

Investitionsklausel. Neu eingeführt wird eine 
sogenannte Investitionsklausel, die es im Todes-
fall ermöglicht, innerhalb von zwei Jahren nicht 
begünstigtes Verwaltungsvermögen in begüns-
tigtes Betriebsvermögen im Rahmen eines 
bestehenden Investitionsplans umzuwandeln 
und somit die erbschaftsteuerliche Belastung 
auf das Verwaltungsvermögen nachträglich zu 
senken. Darüber hinaus sieht der Gesetzent-
wurf vor, dass für die Erbschaftsteuer, die auf 
begünstigtes Betriebsvermögen entfällt, im 
Todesfall ein Rechtsanspruch auf zinslose Stun-
dung bis maximal zehn Jahre gewährt wird.

Nachbesserungswünsche an den Gesetzentwurf. 
Trotz der positiven Seiten des Erbschaftsteuerkom-
promisses sind an einigen Stellen Nachbesserun-
gen oder Klarstellungen nötig, die insbesondere 
bei der Übertragung großer Familienunternehmen 
zum Tragen kommen. Diese Punkte sind nicht als 
„Nachverhandlungsmasse“ zu betrachten, sondern 
dienen einem praxisgerechten und auch systemati-
schen Gesetzesvollzug. So stellt die Einbeziehung 
des beim Erwerber vorhandenen Privatvermö-

Für den Erhalt von Familienunternehmen ist es wichtig, dass die Unternehmenssubstanz auch künftig nicht von der  
Erbschaftsteuer aufgezehrt wird. Dann können die Erben den Betrieb fortführen und Arbeitsplätze erhalten.  
Im Bild die Endmontage von Spülmaschinen beim Familienunternehmen Miele.
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gens in die Verschonungsbedarfsprüfung einen 
Systembruch dar, der überdacht werden sollte.

Es besteht bei der derzeit vorliegenden Geset-
zesfassung die Gefahr, dass schrittweise Unter-
nehmensübertragungen bei jedem einzelnen 
Übertragungsschritt zu 
einer mehrfachen Belas-
tung des mitübertrage-
nen beziehungsweise 
beim Erwerber vorhan-
denen Privatvermögens 
führen und Privatver-
mögen im Ergebnis zu 
über 50 Prozent für Besteuerungszwecke 
im Rahmen der Verschonungsbedarfsprü-
fung herangezogen wird. Eine präzisierende 
gesetzliche Regelegung ist hier erforderlich.

Ein Rechtsanspruch auf zinslose Stundung 
halten wir auch für den Schenkungsfall für 

gerechtfertigt, insbesondere, wenn Minderheits-
gesellschafter eines Unternehmens auf das im 
Unternehmen vorhandene Verwaltungsvermö-
gen Schenkungsteuer entrichten müssen, ohne 
Einfluss auf die Ausschüttung von Gewinnen 
aus dem Unternehmen ausüben zu können.

Schließlich sollte im 
Sinne einer rechtsform-
neutralen Besteuerung 
der Vorwegabschlag 
für „typische“ Fami-
lienunternehmen, 
deren Gesellschafter 

Entnahme- beziehungsweise Ausschüttungsbe-
schränkungen, Verfügungsbeschränkungen und 
Abfindungsbeschränkungen unterliegen, rechts-
formunabhängig gewährt werden und damit auch 
Unternehmen in der Rechtsform des Einzelunter-
nehmens, einer AG oder einer SE zur Verfügung 
stehen.� ◆

Insbesondere  
für die Übertragung  

großer Familienunternehmen 
sind Nachbesserungen  

oder Klarstellungen nötig.

Freiheit – ein hoher Wert, den es auch heute immer wieder aufs Neue 
zu verteidigen gilt. Im Rahmen der Münsteraner Diskussionsreihe Dom-
Gedanken, auf der dieser Band basiert, debattieren Experten aus Wissen-
schaft und Gesellschaft unter dem Titel »Der Freiheit eine Gasse«, 
wo Freiheit bedroht, wie Freiheit gelebt und wann Freiheit errungen 
wurde. 

Mit Beiträgen von Lothar de Maizière, Udo Di Fabio, Markus Gabriel, 
Hermann Parzinger, Annette Schavan und Rüdiger von Voss. 
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Es ist ein Dilemma: Keiner kann die Zukunft vor-
aussehen – und doch muss jeder sich um seine 
Zukunft kümmern. Das gilt privat, das gilt aber 
auch für eine gemeinschaftliche Zukunft. Eine 
Stadt wie Berlin muss mit dem, was sie heute 
tut, eine möglichst gelingende Zukunft vorbe-
reiten. Das setzt voraus, dass sie sich über ihre 
Zukunftsperspektiven klar wird. Welchen Aufga-
ben hat sie sich zu stellen, und in welchen Zeit-
räumen sind diese anzugehen? Es gilt sich darü-
ber klar zu sein, auf welche vorhandenen Stärken 
man dabei setzen kann und wie diese weiterzu-
entwickeln sind. Was hat wirklich Priorität für 
eine starke Zukunft Berlins? Und worauf sollte die 
Stadt bei ihrer Zukunftspla-
nung besser nicht setzen?

Die Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und 
Umwelt hat, gemeinsam 
mit anderen Senats-
Ressorts, mit ihrer „Ber-
linStrategie – Stadtent-
wicklungskonzept 2030“ eine umfangreiche 
Stoffsammlung dazu erarbeitet, die als Leitfaden 
für gesamtstädtische Entwicklungsstrategien 
für Berlin dienen soll. Nun geht es darum, 
daraus für die Gesamtheit Berlins gültige, 
praktisch umsetzbare Schlussfolgerungen zu 
entwickeln. Aus dem Wünschenswerten wird 
das Notwendige herauszufiltern sein. Man 
wird sich auch hier und da von Liebgewon-
nenem zu trennen haben, zugunsten des für 

die Allgemeinheit Wichtigsten und Richtigen. 
Diese Aufgabe ist alles andere als leicht.

Wir bei der Stiftung Zukunft Berlin haben uns die 
Frage gestellt, wie die ebenso vielen wie vielfäl-
tigen Vorstellungen dazu, wie Berlins Zukunft 
zu gestalten sei, möglichst breit einmünden 
können in Schlussfolgerungen, die für das Berlin 
von morgen zu Recht Gültigkeit haben. Deshalb 
arbeiten wir seit geraumer Zeit an einem Konzept, 
wie in einer Gesamtbetrachtung die Vorschläge 
und Überlegungen, Chancen und Gefahren für 
Berlin in einer gemeinsamen Abwägung von 
Politik und Gesellschaft zu einer tragfähigen 

Strategie für Berlin ent-
wickelt werden können.

Und wir sind davon über-
zeugt, dass dies eine 
Gemeinschaftsaufgabe 
von Politik und Gesell-
schaft ist. Es geht um 
die Zukunft der Stadt in 

allen ihren Teilen. Denn allen voran werden es 
die Berlinerinnen und Berliner sein, die diese 
Zukunft dann auch zu leben und weiter  zu 
gestalten haben werden. Die Politik ist hierbei 
der im engen Wortsinne entscheidende Fak-
tor, die Zukunft der Stadt aber ist – wird sie 
gut, wird sie schlecht – unser aller Zukunft. 
Damit ist es auch notwendig, sie gemeinsam 
in den Blick zu nehmen und den besten ver-
fügbaren Sachverstand und die wichtigsten 

Gemeinsam für die Zukunft Berlins
Die Stiftung Zukunft Berlin möchte ein Gremium schaffen, bei dem Vertreter aus 
Politik und Berliner Gesamtgesellschaft Strategien entwickeln  |  Von Volker Hassemer

Es geht darum,  
gemeinsam für die  

Gesamtheit Berlins gültige,  
praktisch umsetzbare  

Zukunftsstrategien  
zu entwickeln.
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und unterschiedlichsten Erfahrungen der Poli-
tik ebenso wie der Gesellschaft zu nutzen.

Es geht darum, die städtische Gemeinschaft nicht 
nur bei der Sammlung von Aspekten und Fakten 
einzubeziehen. Nötig ist ihre Beteiligung auch bei 
der sich anschließenden Abwägung, bevor kon-
krete Entscheidungen durch die Politik zu treffen 
sind. Wir schlagen daher eine gemeinsame Vor-
bereitung der Entscheidungen in einem gemisch-
ten Arbeitsgremium vor, das wir „Berlin-Forum“ 
nennen. Die Beteiligung vonseiten der Politik an 
einem solchen Gremium ist durch die demokra-
tischen Wahlen grundsätzlich geklärt. Und die 
Vertretung der Gesellschaft, so meinen wir, muss 
auf gleicher Augenhöhe dazutreten. Gedacht ist 
dabei an Bürgerinnen und Bürger Berlins, die sich 
durch besondere Erfahrungen, Kenntnisse und 
Betroffenenwissen der zu beachtenden Belange 
der Stadt und ihrer Bevölkerung auszeichnen. 
Die Berliner Gesamtgesellschaft sollte vertreten 

sein durch die argumentationsstärksten Stim-
men für diese unterschiedlichen, widersprüch-
lichen oder auch sich ergänzenden Aspekte.

Die Auswahl der dafür infrage kommenden Per-
sönlichkeiten wird selbstverständlich nicht den 
Anspruch erheben können, die „einzig Denk-
baren“ gefunden und zur Mitarbeit motiviert zu 
haben. Sie muss aber dem Anspruch standhalten, 
eine Gruppe von Berlinerinnen und Berlinern 
zu sein, der man begründet zutrauen darf, die 
unterschiedlichen Teile dieser Gesellschaft so 
zu repräsentieren, wie es in einem bewusst klein 
gehaltenen und damit diskussionsfähigen Kreis 
(von 20 bis 30 Personen) möglich ist. Keiner in 
der Gesellschaft hat das Recht, diese Zusam-
mensetzung zu bestimmen. Wir stellen uns vor, 
dass eine Sammlung von Namen erstellt wird, 
die im Austausch mit unterschiedlichen Verant-
wortungsträgern der Gesellschaft abzuwägen, zu 
ergänzen und zu korrigieren sein wird, um so zu 
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Säulen und Pilaster: Das Agrippina-Palais weist eine Menge klassischer Architekturelemente auf. Kreatives Team, Petra und Paul Kahlfeldt

„Unser Haus wird Ihnen in
30 Jahren noch gefallen.“

Prof. Paul Kahlfeldt
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Schinkelplatz: 
der bedeutendste Bauplatz 
Berlins  
Mitten in Berlin, gegenüber dem Berliner 
Stadtschloss, der Museumsinsel, der Friedrichs-
werderschen Kirche, sowie der Schinkelschen 
Bauakademie: eine exklusivere Lage in Berlin 
wird es kaum geben.
Für die FRANKONIA Eurobau ist es Privileg 
und Verpfl ichtung zugleich, hier zu bauen und die 
preußisch geprägte Baukultur zeitgemäß zu in-
terpretieren. Dieser Herausforderung haben sich 
drei international renommierte Architektenbüros 
gestellt. An der Niederlagstraße – zwischen dem 
Boulevard Unter den Linden und der Französi-
schen Straße – erstellt FRANKONIA repräsenta-
tive  2-Zimmerwohnungen mit hochwertigstem 
Interieur ab 995.000 €. Insgesamt entstehen nur 
24 Einheiten in dieser exponierten historischen 
Lage von Berlin.
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einer Zusammensetzung des Gremiums zu kom-
men, die breite Anerkennung findet und verdient.

Inhaltlich gehen wir davon aus, dass es nicht 
mehr als fünf bis sieben grundsätzliche Ziele sein 
sollten, die sich die Stadt vornimmt. Wahrschein-
lich werden sie unterschiedlich hergeleitet sein 
müssen: Was beispielsweise ist die besonders 
wichtige Energie der Stadt, von der sie zehrt, aus 
der sie ihre Kraft schöpft? Was ist die besondere 
Profilierung, auf die die Stadt hinarbeitet, an 
der man ihre Leistungskraft, ihre Kapazitäten 
festmachen sollte? Auch: Was muss die Stadt 
in ihrer täglichen Arbeit verbessern, um sich zu 
ertüchtigen, sich fit zu machen für ihre Aufgaben?

Bei den Antworten wird es nicht unbedingt 
große Überraschungen geben. Wer die Stadt 
kennt, wird es gar nicht so schwer haben, sich 
Antworten auf solche Fragen einfallen zu lassen. 
Schwieriger und entscheidend wird das Tren-

nen von Spreu und Weizen, wird eine Einigung 
darüber sein, auf was man sich konzentrieren 
und was man demgegenüber nicht nennen 
sollte, was man – weil nachrangig – nicht zu 
den Hauptzielen machen kann und darf.

Denn ein Wunschkonzert, das alles aufzählt, 
was man gerne haben möchte und dann so in 
einem Katalog nebeneinander stellt, dass sich 
jeder mit seinen Wünschen wiederfindet, darf 
nicht das Ergebnis sein. Die Strategiediskussion 
muss ergeben, worauf Berlin seine Kräfte kon-
zentrieren sollte – und was nicht dazugehört. 
Das heißt nicht, dass dann in der Stadt nichts 
anderes als die Arbeit an den so gefundenen 
Hauptzielen stattfände. Die Erfahrung und die 
Idee vielmehr sind, dass eine solche konzent-
rierte Kräftebündelung auch andere Aspekte der 
städtischen Entwicklung mitzieht und beflügelt.
Wir von der Stiftung Zukunft Berlin haben die-
ses Konzept bereits mit den Vorsitzenden der 
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Schinkelplatz: 
der bedeutendste Bauplatz 
Berlins  
Mitten in Berlin, gegenüber dem Berliner 
Stadtschloss, der Museumsinsel, der Friedrichs-
werderschen Kirche, sowie der Schinkelschen 
Bauakademie: eine exklusivere Lage in Berlin 
wird es kaum geben.
Für die FRANKONIA Eurobau ist es Privileg 
und Verpfl ichtung zugleich, hier zu bauen und die 
preußisch geprägte Baukultur zeitgemäß zu in-
terpretieren. Dieser Herausforderung haben sich 
drei international renommierte Architektenbüros 
gestellt. An der Niederlagstraße – zwischen dem 
Boulevard Unter den Linden und der Französi-
schen Straße – erstellt FRANKONIA repräsenta-
tive  2-Zimmerwohnungen mit hochwertigstem 
Interieur ab 995.000 €. Insgesamt entstehen nur 
24 Einheiten in dieser exponierten historischen 
Lage von Berlin.
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im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien 
besprochen – denn sie sind die legitimierten 
Partner der politischen Seite. Und wir haben 
eine erfreuliche Zustimmung zu dieser Idee 
erfahren. Erfreulich und zugleich auch durchaus 
erwartungsgemäß – spüren doch gerade die 
politischen Parteien die Notwendigkeit von mehr 
Klarheit zu Fragestellungen und Themen, die die 
Zukunft der von ihnen geführten Stadt betreffen. 
Und sie wissen, dass es dabei nicht nur um eine 
Herausforderung alleine an die Politik geht.

Vor allem aber: Hat man sich erst in gemeinsamer 
Arbeit über den einzuschlagenden Weg verstän-
digt, kann man danach auch besser gemeinsam 
ans Werk gehen – die Zukunft der Stadt wird zu 
einem Gemeinschaftsprojekt. Folgerichtig haben 
die Parteivorsitzenden die grundsätzliche Bereit-
schaft für ihre jeweilige Partei erklärt, am „Berlin-
Forum“ mitzuwirken. Der passende Zeitpunkt für 

den Start der gemeinsamen Strategiearbeit ist der 
Beginn der kommenden Legislaturperiode, und die 
Vorbereitungen sind auf diesen Zeitpunkt ausge-
richtet. Das „Berlin-Forum“ soll kein Selbstläufer 
werden – es ist ein zeitlich begrenztes Projekt, für 
das wir nicht mehr als ein Jahr veranschlagen.� ◆

Die Stiftung Zukunft Berlin, 
deren Vorstandsvorsitzender 
unser Autor Dr. Volker Hassemer 
ist, ist ein unabhängiges Forum 
für bürgerschaftliche Mitver-
antwortung zum Wohle Berlins. 
Mehr über die Aktivitäten der 
Stiftung unter www.stiftungzukunftberlin.eu

Mehr zum erwähnten Stadt-
entwicklungskonzept „Berlin 
2030“ findet sich auf der Web-
site der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt: 
www.stadtentwicklung.berlin.
de/planen/stadtentwicklungs-
konzept

Die Zukunft einer Metropole wie Berlin will bedachtsam gestaltet sein, zum Wohle und unter Einbeziehung der Gesamt-
bevölkerung. Ein Gremium aus Vertretern der Politik und Persönlichkeiten, die die Anliegen Berlins repräsentieren, kann 
Anstöße für eine zukunftsfähige Strategie entwickeln.
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Die Wurzeln des Vereins Berliner Künstler (VBK) 
reichen weit zurück – er ist der älteste seit seiner 
Gründung kontinuierlich arbeitende Künstlerver-
ein nicht nur Deutschlands, sondern auch Euro-
pas. Vor 175 Jahren wurde die selbstverwaltete 
Künstlervereinigung als Nachfolgeverein des 1814 
von dem Bildhauer Johann Gottfried Schadow in 
Berlin gegründeten Berlinischen Künstlervereins 
ins Leben gerufen. Gebührend gefeiert wird das 
Jubiläum mit zehn Ausstellungen, unter Betei-
ligung von 84 Künstlerinnen und Künstlern. Im 
Gespräch mit Peter Funken 
informiert die Erste Vorsitzende 
Sabine Schneider über die 
Geschichte und die Ziele des 
traditionsreichen Vereins.

PETER FUNKEN: Der VBK wurde 
1841 in der Ära König Friedrich 
Wilhelm IV. in der preußischen 
Hauptstadt  gegründet. Welche 
Ziele hatte der Verein damals 
– war er ein Ort des Aufbruchs und des Neuen?
SABINE SCHNEIDER: Wie viele der damals 
gegründeten Vereine hatte der VBK auch einen 
emanzipatorischen Ansatz: Selbstorganisa-
tion, Solidarität mit notleidenden Kollegen und 
Witwen und Waisen, später die Entwicklung 
alternativer Ausstellungsmöglichkeiten, ein 
ausgeprägtes Vereinsleben mit Vorträgen und 
Gesprächen über Kunst und Literatur, aber auch 
mit großen Festen wie dem „Pergamonfest“ im 
Jahr 1886, einem „altgriechischen“ Künstlerfest 

nahe dem Lehrter Bahnhof – das war der VBK im 
19. Jahrhundert. Zu seinen Mitgliedern gehörten 
Adolph Menzel, Heinrich Zille, Hans Baluschek, 
Max Liebermann und viele andere bedeutende 
ebenso wie heute nicht mehr bekannte Künst-
ler. Künstlerinnen fehlten lange in den illustren 
Reihen, ihnen war der Zugang verwehrt. Für sie 
gab es seit 1871 den Verein der Berliner Künst-
lerinnen – und tatsächlich erst seit 1990 werden 
Frauen in den VBK aufgenommen. Bis zur Grün-
dung der „Berliner Secession“, die sich 1898 aus 

dem Verein abspaltete, war 
der VBK die führende Künst-
lervereinigung Berlins. Der 
Streit zwischen beiden Grup-
pen entbrannte bereits 1892, 
als eine knappe Mehrheit des 
VBK unter dem damaligen 
Vorsitzenden Anton von Wer-
ner die vorzeitige Beendigung 
einer Ausstellung des Malers 
Edvard Munch beschloss 

– der erste deutsche Kunstskandal.

Welche Aufgaben stehen heute im 
Zentrum der Vereinsarbeit? 
Über all die 175 Jahre spielten professionell 
kollegiale, soziale und fachliche Unterstützung, 
Kommunikation und Diskurs zu Themen der Kunst 
und Kunstproduktion eine zentrale Rolle – bei 
wechselnder Schwerpunktsetzung. Heute geht 
es uns um künstlerisches Selbstmanagement, 
konkret um die Entwicklung von Ausstellungs-

Engagierte künstlerische Selbstvertretung
Der Verein Berliner Künstler ist soeben 175 Jahre alt geworden –  
ein Gespräch mit der Vereinsvorsitzenden Sabine Schneider  |  Von Peter Funken

Es geht uns  
um künstlerisches  

Selbstmanagement,  
um die Entwicklung  
von Ausstellungen,  

um Austausch  
und Vernetzung.

Dr. Peter Funken ist Kunstvermittler und Kurator  
der Kunstmesse Berliner Liste, die im September 2016  

zum dreizehnten Mal stattfinden wird.  
Sabine Schneider ist Malerin und Erste Vorsitzende  

des Vorstands des Vereins Berliner Künstler.  
Für den HAUPTSTADTBRIEF sprachen sie über das 175. Jubiläum 
des Vereins, über seine künstlerischen Inhalte und seine Ziele.
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konzepten und -formaten, um Präsentationen in 
unserer Galerie am Schöneberger Ufer und an 
anderen Orten. 2015 hatten wir beispielsweise 
Austauschprojekte mit Künstlerinnen und Künst-
lern aus Seoul, Danzig und Miami, und dieses 
Jahr kooperieren wir mit Kollegen aus Haifa. Wir 
arbeiten an Projekten mit nationalen und inter-
nationalen Künstlervereinen und Kulturinstitu-
tionen – also an der Vernetzung von Künstlern 
im In- und Ausland. 2012 haben wir den Artist 
Club Berlin (ACB) gegründet als Forum für eine 
junge Generation von Künstlern und Kuratoren, 
mit Vorträgen und Diskussionen für die interes-
sierte Öffentlichkeit und das Fachpublikum.

Wird der Verein öffentlich unterstützt, so 
wie der Neue Berliner Kunstverein und die 
Neue Gesellschaft für Bildende Kunst?
Trotz entsprechender Initiativen von unsere Seite 
scheint leider ein gemeinnütziger Verein, ein „e.V.“, 
für den Senat unattraktiv zu sein, denn am VBK 
geht – anders als der durchaus wünschenswerte 
aktuelle Fokus auf Projekträume und die alterna-
tive Szene – das Augenmerk der institutionellen 
Öffentlichkeit und des Kultursenats weitgehend 
vorbei. So haben wir für unser Jahresprogramm 
zum 175. Jubiläum bisher keine finanzielle Unter-
stützung durch den Senat erhalten – ein bedauerli-
cher Mangel an Wertschätzung. Das Jubiläumsjahr 

steht aber unter der Schirmherrschaft von Monika 
Grütters, der Beauftragten der Bundesregierung 
für Kultur und Medien, und für die historischen 
Anteile des Programms sowie für die Publikation 
hat der Bund Mittel bewilligt. Grundsätzlich aber 
leisten die Künstler – der Verein hat derzeit 116 
Mitglieder – einen erheblichen finanziellen Eigen-
anteil an allen Projekten und Ausstellungen.

Was wünschen Sie sich für die Zukunft?
Meine Wünsche sind konkret, denn wir sind ein 
ausschließlich durch Mitgliedsbeiträge und den 
Freundeskreis finanzierter Verein: viele Besucher 
unserer Ausstellungen, Beachtung durch die 
Presse, noch mehr Berlinerinnen und Berliner, 
die unserem Freundeskreis beitreten, weiterhin 
Interesse junger Kulturakteure an den ACB-Veran-
staltungen, Zusammenarbeit mit jungen Kurato-
ren – und mehr finanzielle Unterstützung unserer 
Projekte durch die öffentliche Hand.� ◆

Der Verein Berliner Künstler 
(VBK) feiert sein 175-jähri-
ges Bestehen das ganze Jahr 
2016 über mit einem breiten 
Spektrum von Ausstellungen 
und begleitenden Veranstaltungen, sowohl in seinen eigenen 
Galerieräumen wie auch an anderen Orten. Die Galerie des VBK 
am Schöneberger Ufer 57, 10785 Berlin, ist geöffnet Dienstag 
bis Freitag von 15 bis 19 Uhr, Sonnabend und Sonntag von 14 
bis 18 Uhr. Mehr unter www.vbk-art.de

Zur Feier des Tages in Farbe getaucht: Eine Lichtinstallation von Philipp Geist illuminierte am 19. Mai 2016 das Haus am 
Schöneberger Ufer vis-à-vis der Neuen Nationalgalerie, in dem der Verein Berliner Künstler (VBK) seine Räume hat – exakt 
175 Jahre nach der Gründung des ältesten Künstlervereins Deutschlands im Jahr 1841.
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herrenknecht.com/Gotthard 

JAHRHUNDERT-
BAUWERK PAR 
 EXCELLENCE

Gratulation an die Schweiz und alle Pioniere zur 
 gemeinsamen Vollendung und Eröffnung  dieses bahn-
brechenden  Jahrhundertbauwerks im Juni 2016. 
Ein Jahr vor Plan ist die Rekord-Ikone Gotthard-Basis-
tunnel in Stein gemeißelter  Fortschritt.

CHAPEAU SCHWEIZ

https://www.herrenknecht.com

